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1. Geschichtliche Entwicklung des Benefizialwesehs

Im heutigen Sprachgebrauch werden die Ausdriicke Benefizial- Hrilndenweseh syn-
onym verwendet. Die folgende kurze Abhandlung will die Herkunft detelbbeBegriffe und

ihre geschichtliche Entwicklung darstellen:

Das Vermoégen der Kirche setzte sich seit der Frihzeit ausitBzln und sonstigen bewegli-
chen Giitern sowie Immobilien zusamnieAn der Spitze der kirchlichen Vermégensver-
waltung stand der BischdfDieses zunachst einheitliche Di6zesangut wurde vor allem durch

die Entwicklung des Benefizialwesens aufgelost.

In der Naturalwirtschaft des friihen Mittelalters gewann @idé nutzbarer Guter zunehmend
an Bedeutung. Auf diesem Hintergrund bezeichnet Benefizium inrsemiassenden Be-
deutung jene Leihe, die wegen des damit verbundenen Vorteils eineatWahiden Beliehe-
nen darstellt&.In der frihmittelalterlichen Entwicklung verband sich das Begfizmit der
Vasallitat. Bereits die Karolinger versuchten, durch Vergabe varh&lirgut ihre Vasallen an
sich zu bindefi.Das Kirchengut wurde rechtlich zwar nicht enteignet, jedochGisfolgs-
mannen zur Leihe gegeben. Wahrend bis zum Ende des 8. Jahrhunderts die kdaeghelt
diese Vergabungen vornahm, traten im 9. Jahrhundert in steigendemdJdmalokalge-
walten an ihre Stelle. Die Sakularisationen erreichten im 10huattert ihren Hohepunkt
und gingen im 11. Jahrhundert unter dem Einfluss der wachsenden Retoeinloggen wie-

der zurick.

Die Kirche strebte selbstverstandlich die Rickgabe des ewulétem Kirchenguts an. Kirchli-
che und staatliche Gesetze befassten sich im 9. Jahrhundert rSiéldearisation und der
Regelung der Benefizialleihen, wobei das kanonische Recht grulisétzmer noch und
das staatliche immer o6fter die Entziehung des Kirchengsitsredrlaubt und hdchstens durch

Notstand tolerabel erklarte. Der Schwerpunkt lag jedoch auf deatgachtlichen und der

! Siehe dazu : Stutz, 1- 417; Feine, 169, 205 &sdhl, 3-121, 363-471.
2Vgl. Becker, HRG, 1743 ff.

3 vgl. Plochll, 95.

“Vgl. Pléchll, 96.

®>Vgl. Ganshof, HRG, 366.

® Kalb, RGG, 1299; Landau, Lexikon des MA, 1904-1905



privatwirtschaftlichen Seite und noch nicht auf der 6ffentlichvieshen bzw. amtlichen Sei-
te. Daraus ergab sich auch die Mannigfaltigkeit der Bendé&iiat Kirchengut wurde vom
weltlichen Herrn an Geistliche oder an Laien als Benefiziurtiebem. Das gleiche tat der
Geistliche als Verleiher weltlicher oder kirchlicher Beniefiz Ihre Empfanger waren sowohl
Geistliche als auch Laien. Oft wurde kirchliches und weltlichesefizialgut an ein und die-
selbe Person verliehen. Das praktische Ergebnis dieser Entwicklundass die Kirchenher-
ren die weltliche Leiheform, die Benefizialleihe, auch auf ikirehe und die dort beschéf-

tigten Kleriker anwandteh.

Wahrend das Benefizialwesen in erster Linie die Landkircherffeogw. das auf dem Lande
liegende kirchliche Vermogen, bewirkte der Zerfall des Bischofel Kapitelgutes in der
Stadt die Entwicklung einer neuen Einrichtung, der Prabende. Der AusgRuilende”
(Pfriindey fand sich zuerst in den Quellen des 8. Jahrhunderts und bezeichnete dierers
tagliche Zuteilung der zum Lebensunterhalt der Kanoniker notwendiggal ldurch den
Bischof. Daraus wurde bei der vor allem im 9. Jahrhundert vollzogenkemd ees Kapitel-

gutes der auf den einzelnen Kanoniker entfallende Ahteil.

Um die Mitte des 11. Jahrhunderts wurde von Seite der Kirche fjeremsicht, den Laien-
einfluss zurtckzudréangen. Diese Tendenz hatte auch bestimmenden Ewmffldss Fortbil-

dung des kirchlichen Vermdgensrechts. Das traf insbesondere aBéwlefizium zu, das zur
rechtlich wichtigsten Vermégensform wurde. Das aus zahlreikineinlichen und weltlichen
Elementen mit regionaler Verschiedenheit sich entwickelnde fRal@esen, dessen Ver-
quickung kirchlicher und weltlicher Interessen zunachst kein einheglifezht entstehen
liel3, wurde, beginnend mit der Wende zum 12. Jahrhundert und schlief3lich ietalakr

recht, zu einem kirchlichen Rechtsinstitut eigener Pragung. Edewau einer Vermdgens-
masse und zu einem Vermdgensrecht, das ausschlie3lich zum UnégmbaltGeistlichen
bestimmt war. Damit war aber auch ein Begriffswandel des BeneBanenbunden. Der oben
dargestellte weite Begriff des Benefiziums (im Sinne voihé)eerfuhr kirchenrechtlicher-
seits eine Verengung auf das sogenannte ,kirchliche Benefizdieser Bedeutungswandel

ist am besten bei Gratian nachvollziehfaFir den Begriff des Benefiziums war somit die

"vgl. Pléchll, 390-391.

8 vgl. Nelles, Lexikon des Kirchenrechts, 768.
°vgl. Pléchl 1, 392.

0vgl. Pléchl 11, 361- 362.



feste Widmung einer Vermégensmasse zur Sicherung der Einkiméte lerchlichen Amtes
entscheidend, die in dem Sd&eneficium datur propter offizum [das Benefizium wird um
des Amtes Willen verliehen] (abgleitet aus Corp. lur. Can. V8, 2,5) ihren Ausdruck ge-

funden hat?

Durch diesen Bedeutungswandel des Benefiziums fiel auch die SehramkPrabende
(Pfriinde), denn auch sie war eine Vermdgensmasse, die dem UraarealGeistlichen, und
zwar eines Kanonikers, diente. Der Beweis dafir ist auch phisglogiu erbringen: In der
deutschen Sprache wurde ,Pfriinde“ zur gleichnamigen Bezeichnung vofizBemeund
Prabendé?

Eine negative Entwicklung im hohen und spaten Mittelalter war, dlasdmtspflicht gegen-
Uber der Pfrinde mehr und mehr in den Hintergrund trat. Eine trotzekiechtlicher Ver-
bote zunehmende Haufung geistlicher Amter in einer Person behzgpgiger Vernachlassi-
gung der mit ihnen verbundenen Amtspflichten fihrte oftmals zu sogemayiRftiindenhau-

fungen“®

Trotz dieser vorhandenen Fehlentwicklungen ist abschlie3end zu wirdigerdataBenefi-
zium zweifelsohne eine geniale Schopfung der kirchlichen Recbktigkte darstellt. In einer
Zeit, in der, wie im Mittelalter, eine breite Schicht von Grund umdid®, auch ohne ihn
selbst zu bewirtschaften, leben konnte, bot das Benefizialwesen eirgmgharen Modus
der Versorgung des Klerus. Mit der Anderung der Wirtschatiieistr war es aber im Laufe
der Zeit immer weniger moglich, aus den Benefizialeinkiinften deterbalt abzudecken.
Insbesondere, wenn der Benefizialinhaber das Benefizium angesahts Seelsorgsver-
pflichtung nicht selbst bewirtschaftete, mussten Zuschisse von andergw@&h Kongruaer-
ganzung) den angemessenen Lebensunterhalt garantieren. Trotzdenmobhwter CIC/1917

(siehe 3. Kapitel) die Klerusversorgung auf dem Benefizialsysterf auf

11 andau, TRE, 577.
2plgchl 11, 362.
B inder, RGG, 1250.

14 schwendenwein, 191.



2. Zentrale Begriffe im Zusammenhang mit dem Benefizialrecht

* Beneficium: Darunter versteht man einerseits ein Kirchenamt (d.h. einelidumg, die
eine Teilhabe an hoheitlicher Hirtengewalt einschliel3t) und arssie eine Vermo-
gensmasse oder wenigstens ein Anrecht auf Reichnisse und Gabreit, dken Kirchen-
amt bleibend verbunden sifdden wichtigsten Bestandteil bildet die geistliche Seite, das
Kirchenamt'®> Das Recht auf Ertrage aus der Pfriindeausstattung soll den Irdesber

Amtes dazu auBerlich in die Lage versetzen und materiell absi¢hern.

* Fassion(auch: Pfrindeneinbekenntnis’): Dies ist die Bezeichnung flur die Einnahmen
und Ausgaben einer Pfriinde bzw. einer mit eigenen Einklnften ausgest&itelsorge-
stelle’” Diese Auflistung ist in der Regel jahrlich vom Benefiziatier Finanzkammer

vorzulegen.

* Inkardinationsverhaltnis: Dieses ist als zweiseitiges Rechtsverhaltnis zu qualifia,
das zwischen dem Inkardinierten und dem Ordinarius proprius bestel€ldbi&er wird
rechtlich verpflichtet auf die lebenslange Verfluigbarkeit fur D@nst der Kirche in Un-
terstellung durch die zustandige Autoritat. Den zustdndigen Autorsataridet der Kle-
riker Gehorsam. Berechtigt ist der Kleriker aus dem Inkatdinsverhaltnis auf Verwen-
dung in seinem Heimatverband, der seinen Fahigkeiten entspricht,gamessene Aus-
und Fortbildung, auf angemessenen Urlaub, auf Unterhalt und Sozialvogeonge. 281
CIC/1983. Gem. c. 265 CIC/1983 muss jeder Kleriker entweder einkirdlee oder ei-
ner Personalpréalatur oder einem Institut des geweihten LebensiodeGesellschaft, die
diese Befugnis haben, inkardiniert sein, so dass es Kleriker okaliimation unter kei-

nen Umstanden geben d&tf.

+ Interkalarfriichte : Dies sind die wahrend der Vakanz einer Pfarre anfallenden Pfinde
einkuinfte’® C. 1481/CIC 1917 regelt, wem diese Einnahmen zufall@eductis cuiusli-

bet generis expensis et salvo praescripto can. 472, n. 1, fructus bemehaitis pro al-

15vgl. Mérsdorf, 445.; vgl. Schieffer, Lexikon desréhenrechts, 99.
18 vgl. Giithoff, 73.

vgl. Pree, Lexikon des Kirchenrechts, 285.

18vgl. Heimerl/Pree, 6/137 u. 6/138.

¥'vgl. Githoff, Lexikon des Kirchenrechts, 421-422.



tera dimidia parte accrescunt doti beneficii vel massae comipumaltera cedunt fabri-
cae ecclesiae seu sacrario, salva legitima consuetudineuguiasfomnes in bonum com-

mune dioeceseos erogentdt.

« Kongrua-Ergénzung bzw. Kongrua-Gesetzgebund: Darunter wird ein gewisses Min-
desteinkommen verstanden, welches das standesgemale ExistenzmiportioncOn-
grua) eines Klerikers sichern soll. In Osterreich kam edeat 18. Jahrhundert durch kai-

serliche Verfiigung zur Festsetzung der ,Kongrua“ in einer bestimmten®he

* Lokaleinkommen: Dies ist die Bezeichnung fiir das Einkommen, das Pfrindeninhaber
aus ihren Pfrinden beziehen und das in den meisten OsterreichischeseDinaeh Ab-
schlag eines Spesenersatzes fur die Verwaltung der PfridaeBezige der Kleriker im

Sinne der Besoldungsordnung eingerechnet wird (siehe 6. Kapitel).

* Messstipendien Diese darf ein Priester annehmen, damit er eine Messian be-
stimmten Meinung appliziert. Ebenso wie bei den Stolgebihren (s.u.) hasdath nicht
um eine Bezahlung, sondern um eine Gabe fiur eine Feier nach eseadbren Meinung
innerhalb der allg. Zielsetzung des Messopfers fir die ganohe&ind die Teilnehmer.
Das Stipendium ist eine besondere Form des Almosens, welchesiabeaira Teilen der

Giiter bedeutet. Denn die Glaubigen tragen dadurch zum Unterhalt des Priesters bei.

* Ortseinkommen: Dies ist ein in verschiedenen Di6zesen synonym verwendeteiffBeg

fur Lokaleinkommen (s.0.).

» Patronatsrecht Patronatsrecht, das in den cc. 1448-1471 CIC/1917 geregelt ist, ist ein
Inbegriff gewisser Vorrechte, die den katholischen Stiftern difaerhe, einer Kapelle

oder eines Benefiziums oder deren Rechtsnachfolgern kraft klehlBewilligung zu-

20 Ubersetzung bei Jone, 663: ,Die Interkalarfriiclitdn. die Ertragnisse eines vakanten Benefiziunesgden
nach Abzug aller Auslagen und des in Kann. 472 envwlihnten Gehaltes fiir den Okonomen zur einerfteHal
zur Mitgift oder zur gemeinsamen Vermdgensmassehiggen, zur anderen Halfte fallen sie der Kirchbnk
zu. Besteht aber die rechtmaRige Gewohnheit, dalrdérkalarfrichte fur das allgemeine Wohl debizise
verwandt werden, so wird hieran nichts geandert.”

2L Vgl. Ritter, 96-99.

22\/gl. Schmitz, Besoldung, 59.

2 \/gl. Heimerl/Pree, 2/295.; siehe dazu ausfiihriMayer, 1ff.



steher? Das wichtigste dieser Vorrechte ist das Présentationsreottyrch der Patron
bei der Neubesetzung eines Patronatsbenefiziums einen geeigegtici@n rechtver-
bindlich vorschlagen kann.

* Pfrinde: Dieser Begriff leitet sich von ,Prabende“ ab, worunter urspitihglie dem
Kanoniker vom Bischof zugeteilten Mittel fir dessen Lebensunterhataveten wurde.
Seit ca. dem 12. Jahrhundert werden die Begriffe ,Benefizium® undinB&* synonym

verwendet®

* Remuneration: In c. 281 § 1 CIC/1983 umfasst der Begriff ,remuneratio” die Bealer
Kleriker im aktiven Dienst, aber auch die Bezlige der inaktiverikdr im Sinne einer

angemessenen Entlohnufig.

« Sarta-tecta-Pflicht?”: C. 1477/CIC 1917 regelt, dass der Pfriindeninhaber verpflichtet ist,
die Aufwendungen, die ordentlicherweise mit der Verwaltung deémBé& und mit ihrer
Nutzung verbunden sind, selbst zu tragen. Er muss die Substanz erbaiterklsinere
bauliche Mangel und Schéaden, die durch die Nutzung, Abnutzung und normate Witt
rungseinflisse entstehen, aus eigenem beheben. Diese sogdariflicht wird durch

das Partikularecht naher geredélt.

» Stolgebuhren Dies sind die Gaben, die anlésslich einer Sakramentenspendumgrin ei
bestimmten Hohe gegeben werden und zu geberfSid1264 n. 2 CIC/1983 verwendet
den Begriff ,oblationes”. Damit kommt zum Ausdruck, dass es sich oithtie Abgel-

tung einer geistlichen Leistung handelt.

e Sustentation Das durch die sakramentale Ordination begrindete, in der Inkaodinat
rechtlich naher fixierte Bindungsverhéltnis der Kleriker ist Bienstverhéltnis eigener

Pragung. Die Sustentation mit den Teilelementen der angemedsetiehnung (,renu-

24\/gl. Mérsdorf, 467; vgl. Leisching, HRG, 1558-1564

% \gl. Becker, HRG, 1743-1745.

% vgl. Platen, 55 ff.

2\gl. Katzinger, 142, 149, 234,

2 Vgl. Heimerl/Pree, 5/358.

29 Vgl. Erler, HRG, 2005-2006; vgl. Paarhammer, Lexildes Kirchenrechts, 921-923; vgl. Hirnspergef-25
273.; vgl. Heimerl/Pree, 2/283



meratio“: s.0.) und entsprechender sozialer Fur- und Vorsorge iSeatjenleistung der
Kirche fur die Bindung der Kleriker und fur ihren Dienst. Sie stranicht Gegenleistung
im Sinne einer Bezahlung fur in Geldwert schatzbare und zum Gleitkw entgeltende
Arbeitsleistung. Die ausreichende, angemessene und lebenslanghaheiefl- wirt-
schaftliche Versorgung der Kleriker ist die Gegenleistungrdaf@iss sich der Kleriker
voll und ganz, unbemessen und auf Lebenszeit zum Dienst in der Kincherfligung

gestellt hat und stelff

30 Schmitz, Sustenation, 180.



3. Regelung des Benefizialrechts im CIC 1917

3. 1 Einleitende Bemerkungen

Der CIC/1917 regelte im dritten Buch mit dem Titel ,De rebustieén cc. 1409 bis 1488 die
vermogensrechtliche Seite der Benefizien und in den cc. 145 bis 195 bawldus 470 die
amtsrechtliche Seite. Das Gesetzbuch von 1917 tbernahm dabei digafalteilichen De-
kretalenrecht entwickelten Einteilungsgrundséatze und ging grundsétpiickder weltweiten
Existenz und auch Praktikabilitdt der alten, durch das Benefizmligepragten Strukturen
aus. Deshalb wurden die entsprechenden Materien sehr detgdiregelt. Doch es muss
eingangs schon kritisch angemerkt werden, dass sich diese Regelong@aufe des 20.
Jahrhunderst immer mehr als unanwendbare Fiktion erwiesen. Denn in Battgpadiese
Strukturen feudalen Ursprungs bereits ihre Tragfahigkeit verldredingt durch den gesell-
schaftlichen und 6konomischen Umbruch im 19. Jahrhundert. In anderen Kontinenten ware

diese europaischen Strukturen tatséchlich nie vorhatiden.

3. 2 Begriff (c. 1409)

Morsdorf beschreibt das Benefizium als ein bepfriindetes Amti(ofii beneficiale). Es ist
einerseits Kirchenamt (d.h. eine Einrichtung, die eine Teillabhoheitlicher Hirtengewalt
einschliel3t) und andererseits eine Vermbégensmasse oder wengjsté&rgecht auf Reich-
nisse und Gaben, die mit dem Kirchenamt bleibend verbunden sind. DengsimmtBe-
standteil bildet die geistliche Seite, das Kirchenamt. Dasdiesem verbundene Vermobgen
oder die ihm zugewiesenen sonstigen Ertragnisse dienen dem Amt, d.beldensunterhalt
des Amtsinhaber¥.

Wenner definiert den Begriff recht anschaulich wie folgt: ,Pfri¢elébende, benefizium) ist
das mit einem bleibenden Vermdgen ausgestattete Kirchenanstuimffbeneficiale).“ Nach
can. 1409 verstehe man unter der kirchlichen Pfrinde das von der zustdadigkchen
Obrigkeit fur immer begriindete oder errichtete juristischeséiNgRechtsgebilde, ens iuridi-
cum), das aus dem geistlichen Amt und dem Bezugsrecht auf dié \datmindenen stif-
tungsgemalen Einkinfte bestehe. Auch das dem Amtsinhaber zustehenaegiNutmd

Verwaltungsrecht am Pfrindevermdgen, die Ertragnisse daraus ed&fedndgensmasse

3L vgl. Althaus, MK, Einleitung vor 1254, 7.
3L vgl. Mérsdorf, 445.



selbst wirden als Pfriinde bezeichnet. Pfriindegut (bona benefisalidgmnach der Inbe-
griff jener zeitlichen Guter und Rechte, deren Substanz von derekaéickem Kirchenamt als
juristischer Person und Eigentumstrager fur immer stiftunggéiftjewiesen sei und deren
Ertragnisse dem rechtmalligen Amtsinhaber zur bleibenden NutznieRumggltMieg und
Pflege tiberlassen wiirdéhZusammengefasst kann nach Wenner daher das Benefizial- oder
Pfrindenvermégen als unbelastete Vermdgensstiicke bezeichnet wesddemdstandesge-

mafRen Unterhalt der Stelleninhaber dienen.

3. 3 Ausstattung des Benefiziums (c. 1410)

Dafiir kommen in Betracfit

a) Vermogenswerte die im Eigentum der Benefiziumsstiftung als juristisches&er
stehen: dies sind teils unbewegliche Sachen, z.B. bischéfliche ResimgeéPfarrhau-
ser, Wirtschaftsgebaude, Feld, Wald, Bergwerke usw., teils belwedbachen, z.B.
Zimmereinrichtungen, Ackergeratschaften, Wertpapiere, bares Geld;

b) Dingliche Rechte an fremden Sachenz.B. Niel3brauchrecht an Grundstiicken, an
beweglichen Sachen oder an Rechten;

c) Dauernde Leistungeneiner Familie oder einer juristischen Person (Staat, birgerliche
Gemeinde), die bestimmt festliegen und rechtlich geschuldet sind;

d) Gaben der Glaubigen die bestimmt festliegen und freiwillig an den Benefiziumsin-
haber zu erbringen sind;

e) Stolgebuhren d.h. pflichtmafige Leistungen, die an den Benefiziumsinhaber im Zuge
der Vornahme geistlicher Amtshandlungen gegeben werden,;

f) Choranteile

3. 4 Arten von Benefizien (c. 1411)

Im CIC/1917 unterschied man die Benefizien wie fSigt
1. Konsistorialbenefizien: Diese werden im papstlichen Konsistorium verliehen. Fir de-
ren Errichtung, Veranderung und Aufhebung ist in ordentlicher Weisé pulestoli-
sche Stuhl zustandig. Zu ihnen gehdren die hohen Kirchenamter vom Episkopat an

aufwarts. Alle anderen Benefizien sitNichtkonsistorialbenefizien Das bedeutet,

% vgl. Wenner, 90.
¥ vgl. Mérsdorf, 446 u. Jone, 602-604.
% vgl. Mérsdorf, 447 u. Jone, 604-606.
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dass ihre Errichtung und Verleihung dem Ortsoberhirten zusteht,tsaal flr die
Errichtung Vorbehalte zugunsten des Apostolischen Stuhls gemacht sind.

. Weltgeistliche und ordensgeistliche Benefiziemverden unterschieden je nachdem,
ob sie nur mit Weltgeistlichen oder nur mit Ordensgeistlichen zu besetzen sind.

. Residenzialbenefiziersind mit Anwesenheitspflicht verbunden, so z.B. das Amt des
Bischofs, des Kanonikers und des Pfarrers. Mit den sogenaginfechen Benefizi-
enist keine Anwesenheitspflicht verbunden.

. Unwiderrufliche und widerrufliche Benefizien unterscheiden sich, je nachdem, ob
sie auf Lebenszeit oder auf Widerruf verliehen werden. Die wisttghen Benefizien
sind grundsétzlich unwiderruflich, die ordensgeistlichen Benefizien ste¢sraflich.

. Seelsorgsbenefizien (Kuratsbenefizienyind Benefizien mit denen Seelsorge ver-
bunden ist, so z.B. das Amt des Bischofs und des Pfarrermkditatsbenefizien ist

keine Seelsorge verbunden, so z.B. das Amt des Kanonikers.

3. 5 Zustéandigkeit und Voraussetzungen zur Errichtung von Benefizien ¢¢ 1414 — 1418)

Die Zustandigkeit zur Errichtung von Benefizien (c. 1414) liegidieei Konistorialbenefizien

beim Papst, ansonsten beim Ortsoberhirten. Als Voraussetzungen (cc. 141%) fir die

Errichtung missen gegeben sein:

1. Kirchliches Bedirfnis: Die Benefizien dienen der Erfullung kirchlicher, insbesondere

seelsorgerlicher und allgemein gottesdienstlicher Aufgaben urehstié Wahrneh-
mung dieser auf Dauer sichern. Die Errichtung eines Benefiziumsnkalaher nur
grundsatzlich dann in Betracht, wenn an einem Ort ein solches Bedurfnis besteht.

. Hinreichende Ausstattung Benefizien durfen nur errichtet werden, wenn eine blei-
bende und hinreichende Ausstattung vorhanden ist, aus deren Ertragnissen de
bensunterhalt des Benefiziaten fur immer gesichert scheimtWagtbestandigkeit
wegen sind Liegenschaften das geeignetste Ausstattungsgut.

. Anhorung der Beteiligten: Vor der Errichtung eines Benefiziums sind alle Personen

zu laden und zu héren, die an einer Neuerrichtung interessiert%sind.

Der Errichtung eines Benefiziums geht gelegentlichStiftungsgeschaft(c. 1417) voraus,

wodurch aus dritter Hand die Ausstattung fir das zu errichtendé@eRiamnt bereitgestellt

wird. Der Stifter kann bei Zuwendung des Vermogens Bedingungeruft@ayen machen.

% vgl. Mérsdorf, 449-450 u. Jone, 607-612.
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Zulassig sind nur ehrbare, der Natur des Benefiziums nicht wieiegade Bedingungen. Die
Stiftung bedarf der Annahme seitens des Ortsoberhirten ebenso wigeBedingungen und
Auflagen?®’ Die Errichtung eines bepfriindeten Kirchenamtes (c. 1418) igtieider freiwil-

ligen Verwaltung. Sie hat in der Form einer Urkunde zu erfolgen, dbcheis nicht zur Gl-

tigkeit notwendig®®

3. 6 Veranderungen und Verleihung von Benefizien (cc. 1419 —1438; 1443 — 1445)

Die Veranderungen sind in den cc. 1419 bis 1430 geregelt. Darunter fallgierdiaigung,
die Einverleibung und die sonstigen Veranderungen: Translatio (Vededgs Sitzes eines
Benefiziums), Divisio (Teilung eines Benefiziums), Dismembrétibgliederung eines Teil-
gebietes), Conversio (Umwandlung eines Benefiziums) und Suppressibebing eines
Benefiziums)*® Die Zustandigkeit bei Veranderungen von Konsitorialbenefizien begn
Apostolischen Stuhl (cc. 1422 1425 1430 § 1), bei den sonstigen Benefizien teube®
hirten (cc. 1423-1427 14306.

Bei derVerleihung von Benefizienwird je nach Zustandigkeit zur Verleihung unterschieden:
a) Hohere Benefizien Zu deren Verleihung ist der Apostolische Stuhl in ordentlicher
Weise und ausschliel3lich zustdndig. Darunter fallen die Konsistorialbenefizie
b) Niedere Benefizien Das sind alle anderen bepfriindeten Amter. Fir ihre Verleihung

ist der Ortsoberhirte im Bereich seines Gebietes zustihdig.

Die Benefizialverleihung ist ein Akt der freiwilligen Vealtung. Sie bedarf der ausdruckli-
chen Annahme durch den Beliehenen (c. 1436) und der Vereinbarkeit (c. 1436: dieddmterh
fung, d.h. die Vereinigung mehrerer miteinander nicht vereinbarer Amteiner Hand ist
verboten). Die Dauer der Verleihung (c. 1438) ist beim weltgdistiicbepfrindeten Amt
grundsatzlich auf Lebenszeit ausgericfiteDie Besitzeinweisung(cc. 1443-1445) ist ein

hoheitlicher Akt, durch den der zustandige Ortsoberhirte entweder persodir durch ei-

37vgl. Mérsdorf, 450.

8 \Vgl. Mérsdorf, 451.

39 vgl. Mérsdorf, 451-455 u. Jone, 612-629.
“0vgl. Mérsdorf, 455.

“1vgl. Mérsdorf, 460 u. Jone, 629-630.
“2vgl. Morsdorf, 463-464.

42 \gl. Mérsdorf, 465.
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nen Bevollmachtigten den Neuernannten unter symbolischen Handlungen Beslendes

Benefiziums einsetZt

3. 7 Patronatsrecht (cc. 1448-1471)

Patronatsrecht ist ein Inbegriff gewisser Vorrechte, die ddroksthen Stiftern einer Kirche,
einer Kapelle oder eines Benefiziums oder deren Rechtsnacifédgdt kirchlicher Bewilli-
gung zustehef{’ Mit diesen Vorrechten (Prasentationsrecht: Befugnis des Paonsleu-
besetzung eines erledigten Patronatsbenefiziums einen geei@wttlichen rechtsverbind-
lich vorzuschlagen, Unterhaltsanspruch gegen die Kirche fur den in kaegen Patron,
Ehrenrechte) sind gewisse dauernde Pflichten (Anzeigepflicht, Baliakommensergéan-
zung) verbunden. In den cc. 1148-1471 werden neben dem Begriff die Art&mweeb und
die Ubertragung, sowie die Vorrechte und Pflichten und Lasten demBaebenso wie das

Erldschen und das Ruhen der Patronatsrechte gefegelt.

3. 8 Rechte und Pflichten des Benefiziatéh(cc. 1472 — 1475)

Mit der rechtmafigen Inbesitznahme des Benefiziums erlangtedefiBiat den Genuss aller
geistlichen Amtsrechte und aller Nutzungsrechte, die mit deref2arm verbunden sind (c.
1472), d.h. er ist nunmehr befugt, die geistlichen Amtsrechte reckéswirauszuiben und
die aus dem Benefizium ihm anfallenden Friichte zu ziehen.. In giédkise ist er von nun

ab verpflichtet, alle dem Benefizium verbundenen Pflichten treu zu erfillen (c. 1475 8§ 1):

* Pfrindegenuss(c. 1473): An der Pfrinde erlangt der Benefiziat ein dingliches

Recht eigener Art. Er wird nicht Eigentimer derselben. TrageEdgntums ist
die Benefiziumsstiftung als juristische Person, die vom Beaéfiziin treuh&nde-
rischer Weise vertreten wird (vgl. c. 1476 8§ 1). Der Benefizgtalso nur ein
dingliches Recht an fremder Sache und hinsichtlich seines Nutzumigsren der
Pfriinde im allgemeinen die Rechtsstellung eines Niel3brauchersoléler ist er
berechtigt, die Pfrinde innezuhalten und zu gebrauchen sowie die é~aicht
derselben zu ziehen Er ist verpflichtet, das Stammvermégen dteerbiad darf
nichts davon veraufRern, verschenken oder verschlechtern. Seine StelleRg ist

nerseits starker und freier als die eines NielRbrauchersemwmdlch den Grundsét-

44 Mérsdorf, 467.
4> vgl. Mérsdorf, 467-478 u. Jone, 642-658..
6 vgl. Wenner, 93-98.
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zen einer geordneten Bewirtschaftung Anderungen vornehmen aift nde-

rerseits schwacher, weil der Fruchtgenuss beschrénkt ist a&fidibte, die zu

einem standesgemaRen Unterhalt des Benefiziaten erfordsirifl Zum stan-
desgemalien Lebensunterhalt gehéren nach Jone nicht nur entsprechende Nah-
rung, Kleidung, Wohnung, sondern auch entsprechende Almosen, Erholung, Gast-
freundschaft, Geschenke, Unterstitzung bedurftiger Verwandter uh@idierge

fir die Zukunft’®® Die Ertragnisse aus den Benefizialgiitern, die nicht zum stan-
desgemalien Lebensunterhalt notwendig sind, muss der Kleriker den Armen geben
oder zu anderen frommen Zwecken verweriten.

Brevierpflicht : (c. 1475) Zu den Pflichten des Benefiziaten gehdort insbesondere

die tagliche Verrichtung des kanonischen Stundengebets.

3. 9 Die Verwaltung des Benefiziums (cc. 1470-1479)

Allgemeines(cc. 1476 - 1478): Der Benefiziat ist treuh&nderischer Verwdésr
ihm anvertrauten Benefiziums und als solcher berechtigt und vétptlidas Be-
nefizium in aktiver und passiver Hinsicht im rechtsgeschéftlicherkéle zu
vertreten. Die Treuhandpflichten des Benefiziaten zielen allgeaterauf hin,
dal3 das Benefizium in geistlicher (Amt) wie in zeitlichensicht (Pfriinde) un-
geschmalert seinem Stiftungszweck erhalten bleibt. Bei Verletzurigeddite des
Benefiziums, bei unrechtmalliger Auferlegung neuer Lasten odewiligirli-
chen Anderungen ist der Benefiziat verpflichtet, die Rechte desfBiums im
Wege der gerichtlichen Klage oder der Verwaltungsbeschwertendetu ma-
chen. Ist der Benefiziat Pfarrer, so kann er wegen pflichtwidkigewaltung des
Pfrindenvermdgens gemald c. 2174 n. 5 im verwaltungsgerichtlichen Verfahren
seines Amtes enthoben werden. Strafrechtlich kann der Benefiziatdeaccc.
2346 2347 belangt werden. Die Aufsicht Gber die Erhaltung und rechieaMer
tung des Benefizialvermdgens fuhren der Ortsoberhirte und alsndéstschts-
organe die Landdechanten. Alljahrlich ist dem Ortsoberhirten Rechnulegemu
(c. 1525 § 1§°

4" Morsdorf, 479-480.
“8vgl. Jone, 659.

4 Jone, 6509.

%0 Morsdorf, 481.
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» Kosten der Verwaltung und Bewirtschaftung(c.1477): Die aus der Verwaltung
und dem Frichtebezug in rechtmalliger Weise entstehenden Kostarzgdle
sten des Benefiziaten.

« Miet- und Pachtvertrage®® (c. 1479). Fir Rechtsgeschafte in vermdgensrechtli-
chen Angelegenheiten verweist der CIC grundséatzlich auf daticdta Recht des
betreffenden Landes.

3. 10 Stellenwechsel und Erledigungszeit/Sonstiges ( cc. 1480-1488)

* Ausgleich bei Stellenwechsdk. 1480): Im Falle der Erledigung eines Benefi-
ziums ist der Reinertrag des Wechseljahres zwischen VongandeNachfolger
nach dem Verhaltnis der Zeit des Benefiziums zu teilen.

* Frichtebezug wéahrend der Erledigung(c.1481): Die wahrend der Erledigung
eines Benefiziums anfallenden Friichte (sog. Interkalarfrigetejren nach Ab-
zug aller Ausgaben und des dem Verweser gem. c. 472 n. 1 zugewiEsiécten
teanteils zur Halfte dem Benefizium oder der gemeinsamen d¢Emsmasse
(z.B. Kapitelgut) und zur anderen Halfte der Kirchenstiftung. Wo iijeraeine
Gewohnheit besteht, dass alle Frichte der Zwischenzeit zuemaligen Wohl
der Diézese zu verwenden sind, hat es dabei sein Bew&hden.

» C. 1483regelt dieVerwaltung des Bischoflichen Tafelguteg,mensa episoco-
palis®).>®

» Die cc. 1484-1488egeln die Falle deverzichtsleistung bzw. des Umtausches

von Benefizien

*L Mérsdorf, 482.

*2 Siehe dazu: Haering, 17ff.
*3 Mérsdorf, 483.

> Mérsdorf, 483-484.

5 \V/gl. Wenner, 98.
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4. Wegweisungen des Il. Vatikanischen Konzils

4. 1 Anderungen im kirchlichen Vermodgensrecht

Gerade auf dem Gebiet des kirchlichen Vermégensrechts kamenufendex Reformarbeiten
fur das kinftige Gesetzbuch eine Reihe von Desideraten zum TrageweGnnerer Art, wie
der Wunsch nach Vereinheitlichung der gesamten vermogensreehtligzbsetzesmaterie in
einem Buch und Grinde auf3erer Art, wie der Wandel sozio6konomischer tisg&il die
z.B. Erwerbsquellen feudalen Ursprungs wie das Benefizialwaiseveraltet erscheinen lie-
3en, sowie die praktische Schwierigkeit, dass die zu detaillBEsetzgebung von 1917 we-
gen der Verschiedenheit der jeweiligen Verhaltnisse von KiactieStaat weithin nicht be-
achtet werden konnte, machten eine griindliche Uberarbeitung des ejeganctilichen Ver-
mogensrechtes notwendiyMorsdorf hatte bereits in seinem Kommentar zum CIC/1917 in
Hinblick auf das Benefizialwesen festgehalten: ,Inzwischerdast Benefizialwesen, nicht
zuletzt durch den Wandel der wirtschaftlichen Verhaltnisse sgehiklt, dass es unbedenk-

lich abgeschafft werden kann’

Das zweite Vatikanische Konzil stellte die zeitlichen Giiter Kirche in den Kontext der
kirchlichen communio und band sie strikt an die Ziele der Kirche sihwgegeistliche Sen-
dung in dieser Welt. Dies manifestierte sich in folgenden Grundsétzen
* Unabhangigkeit der Kirche und ihrer spezifischen Mittel vom jeyes politischen,
rechtlichen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen System
» Pflicht sowohl der einzelnen Glaubigen als auch der Kirche, dieeAmn unterstit-
zen (und zwar nicht nur vom Uberfluss)
* Armut der Kirche nach dem Bilde Christi
* Abkehr vom Benefizialsystem
* Gemeinschatft der geistlichen und zeitlichen Guter
» Strikte Zweckgebundenheit der Kirchenguter
« Verpflichtung der Glaubigen, zum Unterhalt des Klerus beizutragen
* Recht der Kirche fur die Zwecke ihrer Sendung zeitliche Giitesrwerben und be-
sitzen

e Anspruch kirchlicher Amtstrager auf Entlohnung

* Fahrnberger, 137.
>" Mérsdorf, 445.

8 vgl. Pree, 1043-1044.
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« Beteiligung erfahrener bzw. sachkundiger Laien an der kirchlisfemogensver-

waltung

4. 2 Anderungen bei der Besoldung der Priester

In Hinblick auf die anstehenden Anderungen im Benefizialwesen siattedas Konzil auf
das seit den Anfangen der Christenheit geltende Prinzip der S@élideach dem Vorbild der
Urgemeinde von Jerusalem besonnen. Der Geistliche hat algydiedse seines Bischofs
nicht Anspruch auf ein Amtsgehalt, sondern auf einen angemessenen Anteil an dattlenvas
gemeinsam ist. Der Bestand der Pfriinde mit individueller Dotatioendeeichnisse nicht
abhéngig waren von der Aufwendigkeit des Amtes, sondern von der Qualit&apazitat
seiner Ausstattung, widersprach dem Gedanken der Solidarit@ta$Anliegen der Kirche
die Verkindigung der Christusbotschaft ist, ist der Rechtssatz, dassem Kirchenamt der
Anspruch auf ein Amtsgehalt verbunden ist, Uber das der Amtsinhakbemam angemesse-
nen Lebensunterhalts frei verfliigen kann, nicht unanfechtbar. Nach dem neuen haitbéd
Geistliche nicht Anspruch auf ein Amtsgehalt, sondern Anwartsebéfin Stipendium, das
nach dem Grundsatz der Rechtsgleichheit zu bestimmen ist undr gexsef Bedurfnisse aus-
reichen soll, die das Priesterdekret des Konzils ausgesprocher? hatteem Bemiihen, dem
geistlichen Amt den Vorrang vor der Pfrinde zu geben und fur alkliGeen eine ausrei-
chende Besoldung sicherzustellen, hat das zweite Vatikanischel ilmalVeisung erteilt,
das sogenannte Benefizialsystem aufzugeben oder wenigstense$ormieren, dass die mit
dem Amt verbundene Pfrinde oder das Recht auf die Einkiinfte aus der Riisihgdbensa-

che gilt und dem kirchlichen Amte selbst der erste Platz eingeraumi®wird.

Zentrale Stellen, in denen die Forderung zur Abschaffung des Baisfstems und die da-
mit verbundene Neuordnung des Unterhalts des Klerus niedergesclhuimtheiinden sich in
denAbsatzen 20 und 21 im Dekret Uber Dienst und Leben derriester (Presbyterorum

ordinis):

* PO Abs. 20 ,Die Priester, die, dem Dienst Gottes geweihg ittmen Ubertragene Amt erfullen, haben
Anspruch auf eine gerechte Entlohnung; denn ‘jédbeiter ist seines Lohnes wert” (Lk 10,7), und
“der Herr hat angeordnet, dal jene, die das Eviangelerkiinden, auch vom Evangelium leben” (1

Kor 9,14). Falls nicht anderweitig eine gerechtél@mung der Priester sichergestellt ist, sind daru

*9vgl. Fahrnberger, 154.
0vgl. Mérsdorf, 445.
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die Glaubigen selbst, zu deren Besten die Prigatarbeiten, in einer echten Verpflichtung gehalten
dafir Sorge zu tragen, dal3 den Priestern das eme@hrbaren und wirdigen Leben Notwendige ge-
geben werden kann. Die Bischéfe aber missen digb@jén an diese ihre Verpflichtung mahnen und
Richtlinien ausarbeiten lassen - sei es jeder dimesDi6zese oder, besser, mehrere zugleich fir ein
gemeinsames Gebiet -, durch die fur eine angemedsatiohnung derer, die im Dienst am Volke
Gottes irgendein Amt verwalten oder verwaltet halgesorgt wird. Die Entlohnung des einzelnen, die
sowohl auf die Natur des Amtes wie auf die ortlichind zeitlichen Umstande Ricksicht nimmt, muf3
grundsétzlich fur alle die gleiche sein, die in siklhen Verhaltnissen leben; sie sei ihrer Stellamg
gemessen und gewahre ihnen aulRerdem die Moglicimketitt nur eine pflichtgeméaRe Entlohnung de-
rer vorzusehen, die den Priestern dienen, sondem\on sich aus die Armen in einem gewissen Um-
fang zu unterstitzen; denn der Dienst an den Arsteemd in der Kirche von Anfang an hoch in Ehren.
Diese Entlohnung sei auRerdem so, dal3 sie dend?Priggestattet, jahrlich den verdienten und notwen-
digen Urlaub zu nehmen; die Bischéfe missen fusele&rmdglichung sorgen. Die erste Bedeutung
freilich muf3 dem Amt, das die geweihten Diener adesil zugemessen werden. Deshalb soll das soge-
nannte Benefizialsystem aufgegeben oder wenigsten®formiert werden, dald der Benefiziumsteil
oder das Recht auf die aus der Ubergabe des AligBsriden Einkiinfte als zweitrangig gilt und der
erste Platz im Recht dem kirchlichen Amt selbsgerdumt wird; deshalb muf3 kiinftig jegliches stan-

dig Ubertragene Amt so verstanden werden, daRreErfillung eines geistlichen Zweckes verliehen

H u61
Ist.

PO Abs. 21: ,Man soll stets das Beispiel der Glaubigen der Uejade von Jerusalem vor Augen
haben, in der “ihnen alles gemeinsam war” (Apg)4/82 "einem jeden gegeben wurde, was er notig
hatte” (Apg 4,35). Es ist deshalb héchst angemessamigstens in Gebieten, in denen die Entlohnung
des Klerus ganz oder zum Teil von den Gaben darl@én abhangt, dafl die zu diesem Zweck gege-
benen Gelder bei einer bestimmten DiézesansteBammelt werden, deren Verwaltung der Bischof
hat, unter Beiziehung einiger delegierter Priestef, wo es geraten erscheint, von wirtschaftliadthsa
verstandigen Laien. Es ist auch zu wiinschen, dB8rdam in den einzelnen Ditzesen oder Gebieten,
soweit moglich, ein gemeinsamer Fonds angelegt,wimich den die Bischéfe Verpflichtungen ge-
geniiber anderen, die im Kirchendienst stehen, gemiugpd die verschiedenen Didzesanbedurfnisse
befriedigen kénnen; daraus sollen auch reichergdzigén armere unterstiitzen, damit ihr UberfluR de-
ren Mangel abhelfdDieses gemeinsame Vermdgen muld in erster LiniedansGiltern angelegt wer-
den, die aus den Gaben der Glaubigen stammenaabkraus anderen Quellen, die vom Recht zu be-
stimmen sind. Bei den Volkern, in denen die soZi&desorge zugunsten des Klerus noch nicht geni-
gend geordnet ist, sollen ferner durch die Bisdkmriferenzen, unter Beobachtung der kirchlichen und
zivilen Gesetze, entweder Einrichtungen auf Dibmebane, die auch untereinander zusammenge-
schlossen sein kdnnen, oder Einrichtungen fur #dene Didzesen zusammen geschaffen oder eine
Vereinigung fur das ganze Gebiet gegriindet werdierch die unter Aufsicht der Hierarchie gentigend

fur ausreichende Riicklagen und sogenannte Kranksnkierung wie auch fur den gebihrenden Un-

®1 Rahner/Vorgrimler, 594-595.
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terhalt der kranken, invaliden und alten Priestgoggt wird. Die Priester aber sollen eine solcime E
richtung nach ihrer Grindung, angeregt vom Geigti&richer Solidaritat, unterstiitzen, an der Last
der anderen teilnehmemd durfen dabei zugleich das Wissen haben, daBos@ne Angst vor der
Zukunft, fréhlichen Sinnes, gemafl dem Evangeliuim,Atmut pflegen und sich ganz dem Heil der
Seelen hingeben kdnnen. Die Verantwortlichen abigen sich darum kiimmern, daf3 gleichartige In-
stitute der verschiedenen Nationen sich zusamméeBeh, um so gréRere Bedeutung und weitere

Verbreitung zu erlangerf®

In Hinblick auf die wirtschaftliche und soziale Versorgung deed®er bekannte sich das
Konzil zum Sustentationsprinzip, indem es festschrieb, dass @istd?rals dem kirchlichen
Dienst gewidmete Kleriker Anspruch auf wirtschaftliche Grunslweyung héatten. Dieser
Anspruch gehdrte zum Inhalt des vom Konzil als prazisierungsbedérkizgnnten Inkardina-
tionsverhaltnisses, wonach der Inkardinationsobere in die Verantwaganggnmen ist, die
wirtschaftliche Versorgung der Kleriker auch tatsachlich ewéhrleisten. AulRer und Uber
den Grundanspruch hinaus hatte das Konzil mit dem RenumerationssystemstenGler im
Kirchendienst stehenden Priester in moderner und realistischee \&ai neuartiges Konzept
der Konkretisierung des Sustentationsanspruchs in das kirchliche IBleehtsingefiihrt. Das
Sustenationsprinzip hatte auf die Inkardination verwiesen. Fiur das Retionsprinzip
konnte mit Anklangen an das Lohnprinzip ein anderer ideengeschichtaitergrund auf-

gezeigt werden. Es lassen sich darin auch Parallelen zur kirchlichenéSueiaitkennef?

In der Folge mussten diese im Dekret niedergeschriebenerriingda in rechtliche Normen
umgegossen werden. Die konkrete Revision des Benefizialwesen bziNewlbednung der
Entlohnung der Kleriker tibertrug Papst Paul VI. im August Y&t dem Motuproprio
,Ecclesiae Sanctae“ 8 Abs 2 bzw. Abs 1 der Codex-Reformkommi&sabei herrschten
Uber das Ausmal’ der Neugestaltung des Benefizialwesens unditb@midas rechte Ver-
stéandnis von PO Art. 20 und 21 im Laufe der Revisionsarbeiten zum ClGameéstliche
Auffassungeri® Nach jahrelangen Beratungen wurde die endgiiltige Losung im Codex/1983
in c. 1272 ff. niedergeschrieben. Die Regelung nach dem CIC/1983 winlgemden Punkt

dargestellt.

%2 Rahner/Vorgrimler, 595-596.
%3 vgl. Platen, 80.

®vgl. Platen, 85.

® Althaus, MK, 1272, 1.

% Althaus, MK, 1272, 2.
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5. Abschaffung des Benefizialsystems im CIC/1983

5. 1 Zentrale Bestimmungen

Wie im vorhergehenden Kapitel bereits dargestellt, hat die Abseitaffes Benefizialwesens
eine Neuordnung der Versorgung der Priester zur Folge. Diesteaenden Kanones enthal-

ten die Regelungen dieser beiden Bereiche:

e Can. 281- § 1. Wenn die Kleriker sich dem kirchlichen Dsemvidmen, verdienen sie eine Vergitung,
die ihrer Stellung angemessen ist, dabei sind dieiNhrer Aufgabe und die Umstande des Ortes und
der Zeit zu bericksichtigen, damit sie mit ihr éie Erfordernisse ihres Lebens und auch fir eine an
gemessene Entlohnung derer sorgen kénnen, derestBisie bedirfen.

§ 2. Ebenso ist Vorsorge zu treffen, dal sie jemé@ake Hilfe erfahren, durch die fur ihre Erfordisse

bei Krankheit, Arbeitsunfahigkeit oder im Alter @argessen gesorgt ist.

§ 3 Verheiratete Diakone, die sich ganz dem kictidh Dienst widmen, haben Anspruch auf Vergi-
tung, mit der sie fir ihren und ihrer Familie Lebenterhalt sorgen kénnen; wer aber wegen eines Zi-
vilberufes, den er ausiibt oder ausgelibt hat, Venglierhalt, hat aus diesen Einklnften fur sich und
die Erfordernisse seiner Familie zu sorgen.

e Can. 1272- In den Regionen, in denen noch Benefizien inemiichen Sinn bestehen, ist es Aufgabe
der Bischofskonferenz, durch Erlal3 entsprechend@rdem Apostolischen Stuhl abgestimmter und
von ihm genehmigter Normen, das Benefizialweseawsgestalten, dal’ die Ertrdge, ja sogar, soweit
moglich, selbst das Vermégen der Benefizien derain. 1274, § 1 genannten Einrichtung nach und
nach Ubertragen werden.

» Can. 1274- § 1. In den einzelnen Didzesen hat es eine leserEinrichtung zu geben, die Vermdgen
oder Gaben zu dem Zweck sammelt, daR der UntedbalKleriker, die fur die Didzese Dienst tun,
gemal can. 281 gewahrleistet ist, falls nicht amélersie vorgesorgt ist.

§ 2. Wo die soziale Vorsorge fur den Klerus noathhiangemessen geordnet ist, muf3 die Bischofs-
konferenz dafiir sorgen, dal3 eine Einrichtung béstieinch welche die soziale Sicherheit der Kleriker

hinreichend gewahrleistet wird.

§ 3. In den einzelnen Di6zesen ist, soweit erfdicterein allgemeiner Vermégensfonds einzurichten,

durch den die Bischofe in die Lage versetzt werdem, Verpflichtungen gegeniiber den anderen Kir-
chenbediensteten Geniige zu leisten und den vedsctga Erfordernissen der Diézese nachzukom-
men, und durch den auch die reicheren Di6zeseéardieren unterstiitzen kénnen.

§ 4. Je nach den ortlichen Umstéanden kdnnen didem 88 2 und 3 genannten Zwecke geeigneter
durch einen Verbund di6zesaner Einrichtungen drteicerden oder durch Kooperation oder auch

durch geeigneten Zusammenschlul} fiir verschiedeiweBen, ja sogar fur das ganze Gebiet einer Bi-
schofskonferenz.

§ 5. Diese Einrichtungen sollen, soweit méglich,veofallt werden, dalR sie auch nach weltlichem
Recht Wirksamkeit erhalten.
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5. 2 Anordnungen des c. 1272 CIC/1983

5. 2. 1 Aufhebung des Benefizialrechts des CIC/1917

Mit Inkrafttreten des CIC/1983 am 27. November 1983 wurde gemal c. 6 §Ql@G/1P83
das gesamte Benefizialrecht des CIC/1917 (cc. 1409-1488) aufgehoben. Neetsalni
kirchlichem Recht ist damit die Rechtsfigur des Benefiziunseitigt, sodass aufgrund des
CIC/1983 neue Benefizien nicht mehr errichtet werden kénnen. Die Burilgedes Benefizi-
alrechts hat jedoch die rechtliche Existenz bestehender Benefizh. diese in ihrer Rechts-
personlichkeit, nicht berlhrt. Bis zu diesem Zeitpunkt errichtete f&ee sind nicht besei-
tigt worden, sondern bestehen weiter. Sie sind als offentlicistigache Personen des kanoni-
schen Rechts zu qualifizieren (c. 116 § 1 CIC/198B)ie Bestimmungen iiber die Errichtung
und Verédnderung von Benefizien sowie Uber deren Verleihung und Venusidurch das
neue Amterrecht (cc. 145-196) ersetzt und annéhernd hinreichend geregéitagitel tber
Rechte und Pflichten der Benefiziaten (cc. 1472-1483 CIC/1917) hingegendssiteturch

seine formale Aufhebung eine Liicke, sofern die Benefizien als solchesfetibe’®

5. 2. 2 Ermachtigung und Verpflichtung der Bischofskonferenz

In den Regionen, in denen heute noch ,Benefizien im eigentlichen 8mnfateinischen
Originaltext: ,beneficia proprie dicta“) bestehen, wird die dBfskonferenz ermachtigt,
durch Erla3 von (mit dem Apostolischen Stuhl vorgangig abgestimmten undiesem
nachgangig approbierten) Normen das Benefizialrecht neu zu ordrese Brméachtigung
bzw. Zuweisung einer Gesetzgebungsbefugnis beinhaltet zudieidferpflichtung, entspre-
chend der inhaltlichen Weisung von c. 1272 CIC/1983 zu handeln. Die Vorsidwift 1272
CIC/1983 ist keine Kannbestimmung, deren Anwendung von einem Handlungsidestkanf
gig ist. Die Vorschrift von c. 1274 8§ 1 CIC/1983, eine besondere zedttalesane Einrich-
tung fur den Unterhalt der Kleriker zu schaffen, hat hingegen sutesid@harakter. Sie gilt
fur den Fall, dass die Versorgung nicht in anderer Weise gesigibtlist. Nur insofern ist c.
1272 CIC/1983 mit seinem Verweis auf c. 1274/CIC 1983 nicht zwingendes Recht.

®7vgl: Schmitz, Bestimmungen, 443-450.
% Schmitz, Besoldung, 100.
% Heimerl/Pree, 5/326.
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5. 2. 3 Zielpunkte fur die inhaltliche Gestaltung der Normen der Bischakonferenz

Die Vorschrift des c. 1272 CIC/1983 zeigt zwei Zielpunkte fir digltliche Gestaltung der

Normen der Bischofskonferenz auf:

* Unabdingbares Mindestzielist, die Benefizialertrdge dem in c. 1274 8§ 1 bestimmten
zentralen di6zesanen Fonds zuzufiuihren, soweit dessen Zielsetzung nastdexefWeise
sichergestellt ist.

» Gewinschtes Hochstzielst, wenn irgend mdglich, das Benefizialvermdgen selbst dem

genannten zentralen Fonds zu Utbertragen.

Die Bischofskonferenz hat zu prifen, ob sich das Hochstziel ezrelésst oder ob dem auf-
grund der ortlichen Gegebenheiten gewichtige Grinde entgegensteheBis€lafskonfe-
renz ist zur Neuordnung des Benefizialwesens keine Fristzjiesetdass sie nicht unter Zeit-
druck steht. Denn das mit c. 1272 CIC/1983 gesetzte Ziel muss nichrziigher, sondern

soll nach und nach angegangen werden.

Das Hochstzielist eindeutig bestimmt. Die Ubertragung der Benefizialvermégeden zen-
tralen Fonds bedeutet letztlich deren Ubereignung an einen necetstReger mit der Folge,
dass die bestehenden Benefizien rechtlich als solche aufgeldlginw®on der den Benefizi-
en in c. 1409 CIC/1917 zugedachten Sinngebung bleibt nur mehr das rethehgefsmt
bestehen. Diese Regelungsweise wurde von der italienischen Bisahigrenz gewahlt (sie-
he Kapitel 6. 3).

Das Mindestzielhingegen ist nicht so eindeutig gefasst. Die Ubertragung defiBaleatra-

ge an einen didzesanen Fonds kann auf verschiedene Weise geschehen:

* Die Benefizialertrage kdnnen derart in das Eigentum der zemtEakeichtung Uberfihrt
werden, dass der Benefizieninhaber nicht mehr das Recht béigitErtrage zu beziehen.
Er erhalt seinen Unterhalt aufgrund eines anderen Rechtstitelsiner andern Instituti-
on. Diese Weise der Verwirklichung von c. 1272 CIC/1983 kommt dem Hédhstaie
nachsten.

» Das Mindestziel wird aber auch erreicht, wenn dem Benefizieparhracht das Recht auf
die Ertrage genommen, sondern dieses nur beschnitten wird, in der Wasisaler Bene-

fizieninhaber auf eine Entlohnung entsprechend der in der dibzesanen Besotdoogg
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festgesetzten Hohe beschrankt wird und die diese Bezlige UberderigBetrage der
zentralen Einrichtung zufallen. Die wiederum kann geschehen, indeBededizialertra-

ge zentral verwaltet werden und der Benefizialinhaber seine Bepiagiger zentralen Be-
soldungsstelle erhélt oder die Benefizialertrage mit dera@enher dibzesanen Besol-
dungsordnung zustehenden Entlohnung verrechnet werden. Uber die zentraéwerw
der Benefizialertrdge hinaus ist auch eine zentrale Vamgltler Benefizialvermodgen

selbst maglich.

5. 2. 4 Begriff ,beneficia proprie dicta®

Mit der Verwendung des Begriffs ,beneficia proprie dicta“ (digr deutschen Ubersetzung:
.Benefizien im eigentlichen Sinne®) in ¢c. 1272 CIC/1983 will der Gagslter nach der Auf-
hebung des universalkirchlichen Benefizialrechts nicht fur alleebesden Benefizien, son-
dern nur fur einen bestimmten Teil der Benefizien partikulartiebbt Sonderregelungen er-
moglichen. Auf jene Benefizien, die nicht ,beneficia proprie dictafd, kann c. 1272
CIC/1983 nicht angewendet werden. Damit stellt sich die Frage, dwaiche Kriterien sich

die in c. 1272 CIC/1983 genannten von den anderen Benefizien abgrenzen lassen:

Heimerl/Pree vertreten in ihrem ,Handbuch des Vermdgensreent&atholischen Kirche®
die Ansicht, dass mit der Bezeichnung ,beneficia proprie dicta jenefizien ausgenom-
men werden sollten, die von ihrer Griindung her ohne Vermégensmassauausdem und
sicherem Stammvermdgen, das zum Unterhalt des Benefiziat@gstens beitragt, beste-
hen’® Althaus stimmt im Miinsterischen Kommentar dieser Interpoetatii’* Sog. ,Benefi-
zien“, die nur aus dem Kirchenamt und einem Einkommen aus andereim Méstehen (z.B.
allein di6zesane Haushaltsmittel oder Missionssammlungen) fattehunter den in c. 1272

verwendeten Begriff.

Fest steht, dass unter c. 1272 CIC/1983 nicht nur die Benefizien akbdere der Pfarrei,
sondern selbstverstandlich auch diejenigen auf der Ebene des BisBinmdensalvermégen,
Domkapitel fallen’? Die Regelung der letztgenannten Benefizien diirfte allerdings Bete
rucksichtigung der staatskirchenrechtlichen Gegebenheiten und nietdt ziér konkordata-

ren Vereinbarungen noch schwieriger sein als die Regelung imigifarriBereich. Der teil-

0 Heimerl/Pree, 5/324.
1 Althaus, MK, 1272, 5.
2ygl. Althaus, MK, 1272, 3.
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kirchliche Gesetzgeber, der zur Neuregelung des Benefidahgsensgesamt erméchtigt und
verpflichtet ist, kann sich dieser Aufgabe jedoch nicht entziehen.cbifigi diesen Bereich
von Bischofsamt und Domkirche generelle Weisungen aufstellen lasaes,atherdings be-

zweifelt werder’?

5. 3 Anordnungen des c. 281 CIC/1983

Die Regelung des c. 281 CIC/1983 ist insgesamt neu. Die Vergutumdedes flr geleistete
Arbeit, die Sicherstellung seines Lebensunterhaltes und die Vorfgwrden Klerus in alten
und kranken Tagen hatten im CIC/1917 ihre Grundlage im RechtsinstituWelastitels. Es
durfte niemand geweiht werden, dessen spéaterer Lebensunterhalt rsiditegewar. Im
CIC/1983 wurden die Weihetitel insgesamt abgeschafft und kommen delinnmehr vor.

Die Grundlage fur den Anspruch des Klerikers auf Vergitung undokgmg bildet nun-
mehr die Inkardinatio’! GemaR den Weisungen des CIC/1983 in den cc. 269 n. 1, 295 § 2
und 384 ist der Inkardinationsordinarius rechtlich zur Versorgung deieeker verpflichtet.
Neben dem aufgrund der Inkardination gegebenen Grundanspruch auf Vegs@geih der
CIC/1983 in c. 281 nahere Normen fir die Ausgestaltung des wirtisdheri und sozialen
Auskommens der Klerikef® C. 281 CIC/1983 bestimmt, dass die Kleriker eine Entlohnung
verdienen (im lateinischen Originaltext: ,remunerationem mer§ntdie ihrer Stellung an-
gemessen ist, wobei die Natur ihrer Aufgabe sowie die Umstdad Ortes und der Zeit zu
berlcksichtigen sind. C. 281 § 2 fordert die soziale Absicherung dakéd im Krankheits-
fall, bei Arbeitsunfahigkeit und im Alter. Zuletzt befasst sicl281 § 3 mit der Situation der
verheirateten Diakone, wobei unterschieden wird zwischen DiakonenjcHigganz dem
kirchlichem Dienst widmen (diese haben Anspruch auf Entlohnung) und Diakdieeeinen

Zivilberuf austiben.

Auffallend im Wortlaut des c. 281 ist, dass an keiner Stelle audohittizon einem Recht der
Kleriker auf Entlohnung und auf soziale Hilfe die Rede ist, wis Hispielsweise fur die im
Kirchendienst stehenden Laien in c. 231 § 2 CIC explizit geredelDennoch kann nach

Ansicht Platens aufgrund der Wortwahl in c. 281 8§ 1 (aufgrund des dahialtenen klaren

3 vgl. Schmitz, Bestimmungen, 460.
" vgl. Reinhardt, MK, 281, 2.
Svgl. Platen, 126.
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Verweises auf PO 20. 1 und somit auf Lk 10, 7) sowie aufgrund dégésshichte zu c. 281

von einem klaren Rechtsanspruch des Klerikers auf Entsorgung ausgegangen’Werden.

5. 4 Anordnungen des c. 1274 CIC/1983

Weitere mal3gebliche Bestimmungen fur die Umsetzung der kaenlWeisungen zur Si-
cherstellung der Klerikerversorgung finden sich in dem sehr ngré&chen c. 1274
CIC/1983. In 8§ 1 dieses Kanons findet sich ein Verweis auf c. 281 CIC/k988n einzel-
nen Didzesen soll es besondere Einrichtungen zur Sammlung von Verariy&aben ge-
ben, die den Unterhalt der Kleriker gem. c. 281 gewabhrleisten, falls diesanfcmdere Wel-
se geschieht. Die Errichtung eines solchen Unterhaltsfonds awsdiier Ebene stellt also
keine unabdingbare Pflicht dar. Falls ein solcher Fonds errichteét dat das Paritkularrecht
die konkrete rechtliche Ausgestaltung (z.B.: grundsétzliche Aussag@&peisung oder Ver-
waltung des Fonds) zu reg€lh.Neben der Sicherstellung der Besoldung der Kleriker ist ge-
mald c. 1274 8§ 2 fur deren soziale Absicherung zu sorgen. Der Uni&sggAbsicherung ist
in c. 281 8 2 umschrieben (s.0.). Es ist nicht Gegenstand des c. 1274 § @eiddrund
Weise einer ausreichenden sozialen Versorgung eine konkrettuRpd@estzusetzen. Diese
Absicherung kann grundsatzlich in den Zustandigkeitsbereich unterscheedliétger (z. B.:
Staat oder privatrechtliche organisierte Versicherungskasen ® In § 3 geht es um die
unter Umstanden erforderliche Einrichtung einer weiteren Vernsigassé’ Diese hat
grundsatzlich drei Funktionen: Sicherung des Unterhalts der Kibeukensteten, Absiche-
rung verschiedener Erfordernisse der Didzese sowie die Urtkensty der &rmeren Didzesen
durch die reichereff. C. 1274 § 4 fiihrt verschiedene Méoglichkeiten eines Zusammenwirkens
der in den Paragraphen 2 und 3 genannten Einrichtungen (Fonds) an: eibendyeine
Zusammenarbeit oder einen Zusammenschluss didzesaner Instisuené\der wenigen ge-
samtkirchlichen Vorgaben zur Organisation dieser didzesanen In&itdézt 8 5 vom parti-
kularrechtlichen Gesetzgeber, dass dieser die kirchliche Recswspdergestalt konstituiert,
dass sie nach staatlichem Recht Wirksamkeit hat. Gemeint simdithdie unter den 88 1 bis

3 genannten Institute sowie die Zusammenschlisse gemal § 4. Hargemtdass die selb-

®vgl. Platen, 127-128.

Tvgl. Althaus, MK, 1274, 8-9.
Bvgl. Althaus, MK, 1274, 10.
vgl. Kalde, 88-90.

80vgl. Althaus, MK, 1274, 15.
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standigen Rechtspersonen der Kirche, die nicht, wie z. B. die Bist#dmerschaften des

offentlichen Rechts sind, ebenfalls staatliche Rechtsfahigkeit erfialten.

81 Althaus, MK, 1274, 20.
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6. Partikularrechtliche Losungen

6. 1 Regelung der 6sterreichischen Bischofskonferenz

In Osterreich bildete sich seit der Zeit Josephs Il. eindlistea Kongrua-Gesetzgebung her-
aus: Die aus den eingezogenen Kirchengutern bestehenden, vom Stak¢tesr\Raeligions-
fonds sollten, gegentber dem Pfrindenertragnis subsidiar, das EinkommBfamler si-
chern. Im Laufe der Zeit wurden Uberdies eigentliche Staatsisse gegeben, um die Kon-
grua als Erganzung des Differenzbetrages zwischen Pfrinden)Editemmen und der
congrua sustentatio, dem notwendigen Mindesteinkommen, zu gewahrleisterl988cér-
folgte diese Kongrua-Ergadnzung aus kircheneigenen didzesanatinivitor allem aus den
Kirchenbeitragen. Die zunehmende Schwierigkeit, kleinere land- urstwidschaftliche
Flachen, aus denen die Pfarrpfriinden meist bestanden, rationell o, ni#zanlasste zu Zu-
sammenschliissen oder zur Zentralisierung der Pfrindennutzung. ZwardidiePfriinde
grundsatzlich noch primare Existenzgrundlage des Pfarrers,cfakiisd zunehmend auch
partikulargesetzlich — durch Erlass von Besoldungsordnungen — ging neameru Gehalts-

system tibef?

Nach Inkrafttreten des CIC/1983 erfolgte allerdings keine AndegentalR c. 1272 CIC/1983
im Sinne einer Neuregelung des Benefizialwesens durch dierédsiésche Bischofskonfe-
renz. Der vom Apostolischen Stuhl gebilligte Beschluss der Ostieisehen Bischofskonfe-
renz vom 1.07.1983 sieht die Beibehaltung des bisherigen Benefizialsysterdemzufolge

wird auch weiterhin bei der Errichtung einer Pfarrei die Pfdainge als oOffentliche juristi-
sche Person errichtet (Abl OBK 1 [1984] 15). Zur Erlangung dextlsaen Rechtsperson-
lichkeit bedarf es der Hinterlegung der Errichtungsurkunde beolgersten Kultusbehérde.
Fur die Verwaltung (ausdriicklich aber nicht fur die Verleihung)Bkarefizien wurden die
einschlagigen Bestimmungen des CIC/1917 als Partikulargesdbstiémeich bis zum Erlass
einer Neuordnung der Materie in Kraft gesetzt (Abl OBK 1 [198A]rB Abl OBK 3 [1989]

2533 Diese partikularrechtliche Lésung der Osterreichischen Biskbnferenz ist nach wie

vor in Kraft.

Nachdem es keine fiir alle 6sterreichischen Didzesen verbindtiegelung der Osterreichi-

schen Bischofskonferenz gab und gibt, regelten die einzelnen Di6zesits jeigenstandig,

82 Heimerl/Pree, 5/366.
8 Althaus, MK, 1272, 14.
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wie die Einkunfte aus Benefizien bei ihnen zu behandeln seien. Dasdeficinkommen
wird demnach in den meisten 6sterreichischen Di6zesen entwed@rigisinkommen* oder
.Lokaleinkommen* bezeichnet und wird in der jeweiligen di6zesaneml8asgsordnung
geregelt. Das Orts- oder Lokaleinkommen wird in fast alleie@®en nach Abschlag eines
Spesenersatzes fir die Verwaltung in die Beziige eingerethieetdas Pfriindeneinkommen
ist in den meisten Didzesen jahrlich eine Abrechnung vorzulegen (sog. Pfrimmkesintnis
oder Fassion). Was als Pfrindeneinkommen gewertet wird, ist in dereidsiischen Dioze-

sen unterschiedlich gereg&t.

Aufgrund des verschiedenen Grades der vorhandenen Regelungen und azah\Gefi-
gung gestandenen Informationen fallen die nun folgenden Darstellung&estenmungen
in den einzelnen Di6zesen unterschiedlich umfangreich aus. Da dsgeeméiformationen
uber die Situation in der Erzdi6zese Salzburg vorliegen, wird mit dieser Didegsenen. Es
folgen die Darstellungen in den Didzesen Wien, St. Polten, Graz-Senkalisenstadt, die
Uber sehr ahnliche Regelungen verfiigen. Davon weichen die im Folgendenetitegele-
stimmungen in der Diézese Gurk und in der Di6zese Linz ab. Zuletttawf die Situationen
in den Di6zesen Feldkirch und Innsbruck eingegangen, die Uber keine Remellirgem
Bereich verfiigen. Unter Punkt 6.1.10 wird zuletzt ein Uberblick ubemdadlén Ditzesen

vorhandenen Pensionsfonds gegeben.

6. 1. 1 Erzdibzese Salzburg

Das Gebiet der Erzdidzese Salzburg umfasst 208 Pfarreien, diendenasm Benefizien ha-
ben dabei eine Grundflache von ca. 718 Bis zum Jahr 1979 galt in der Erzdizese fir die
Pfriindenverwaltung das Recht des CIC/1917. Mit Ausnahme von in der Bauordedeg
gelegten Bestimmungen gab es keine dibzesanrechtliche Pfrindetwegaerdnung. Bei

den bischdflichen Visitationen wurden Fragen im Zusammenhang mit denzgemefortert,

im allgemeinen hatten die Benefizieninhaber aber ziemlicge Hand und groRe Eigenstan-
digkeit#Seit 1979 ist von Seiten der Finanzkammer das Bemiihen vorhanden, dasrPfriinde

vermdogen in den Pfarreien zu erfassen und zahlreiche ungeklarte 2gkeitérerhaltnisse

8 vgl. Heimerl/Pree, 5/368-370.

% Angaben entstammen dem unverdffentlichten Vortrag Frau Dr. Katzinger ,Gegenwértige Ordnung des
Pfrindewesens im Erzbistum Salzburg® am Studienibgr Pfrindewesens der Didzese Innsbruck am
23.04.2004.

8 vgl. Paarhammer, 295.

28



von Vermogenswerten (ob Kirchenvermdgen oder Pfrindegut) zu ordnedieSeim Jahr ist

auch geregelt, dass die Interkalarfriichte dem Pfriindenvermégen ztfallen.

* Rechtliche Regelung

In Hinblick auf die Frage der Besoldung geistlicher Pfriindeninhaber werdémalsl980in
der,Besoldungsordnung fur die Priester der Erzdibzese Salzlyg® (Beilage zum Verord-
nungsblatt der Erzdiozese Salzburg Nr. 12, Dezember 1980) unter 8§ 12ejbkkatmen®

die Ertrage aus den Pfriinden rechtlich erfasst:

.8 12 Lokaleinkommen

1.

Lokaleinkommen sind die Ertragnisse aus der Nutatorg Vermdgensmassen, welche nach dem Kirchen-
recht mit einem Amt sténdig verbunden sind und Sustentation des jeweiligen Amtstragers dauernd be-
stimmt sind, wobei der Amtstréager einen Rechtsardpauf die Nutzung des Vermdgens hat, ob die Ertra
gnisse in Geld oder Geldeswert bestehen.

Die Nutzung der in Abs. (1) beschriebenen Vermogerssen hat unter Bertlicksichtigung der wirtschatftli-
chen ZweckméRigkeit ohne Schadigung der Substamzfalgen. Uber die Ertragnisse ist jahrlich Abrech
nung zu legen.

Das Lokaleinkommen wird mit seinem Reinertrag, sofgieser 20% des Pfarrergrundgehaltes Ubersteigt
(Freibetrag), zu 70% in die Bezlige eingerechnet.

Ubersteigt das Lokaleinkommen den zustehenden @eeanal? der Besoldungsordnung, so ist anzuneh-
men, daR Uberschiisse nach can. 1473 CIC vorligigim Sinne dieses Canons zu verwenden sind.

Dem Amtstrager steht es frei, auf ein Lokaleinkomma verzichten. Bei einem solchen Verzicht wird da
Lokaleinkommen auf die Bezilige nicht eingerechnet. \Zerzicht bedarf der Annahme durch den Ordinari-
us. Der Verzicht ist jederzeit widerrufbar.

Hat der Amtstrager auf die Einkinfte aus dem Ldk&emmen verzichtet, aber die Verwaltung des Ver-
mogens behalten, so flie3t der Ertrag der eb. Ekeanmer zu; dem Verwalter gebiihren 30% des Reiner-
trages als Verwaltungsgebiihr.

Wird die Verwaltung bei Verzicht nicht durch den fstndger vorgenommen, so geht diese auf die eb. Fi-
nanzkammer Uber, die auch die gesamten Ertrageiszebehalten berechtigt ist.

Stolgebihren und MeRstipendienanteile sowie dett d&rbenitzten Wohnung werden nicht als Lokalein-

kommen angerechnet.”

Die aus der praktischen Anwendung dieser Regelung gewonnenen Erkenfidsissn in die
~Anderung der Besoldungsordnung fir die Priester der Erzditzese Salzburg“(Verord-
nungsblatt der Erzdi6zese Salzburg Nr. 6, Juni 1993)d@nmit 1. Janner 1994 in Kraft

trat. Die Neufassung von § 12 ,Lokaleinkommen* lautet folgendermaflien:

87vgl. Paarhammer, 295.
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.8 12 Lokaleinkommen

1.

In Pfarren, in denen eine Pfriinde vorhanden istderederen Ertragnisse teils als zusétzliches Enmien

fur den Pfarrer, teils zur Sachbedarfsdeckung tivisch pfriindeneigener Liegenschaften der betnefifs
Pfarre und teils zur Dotierung eines Priesterbeswdfonds im Sinne des Canon 1272 CIC verwendet.

Die Nutzung des Pfrindenvermégens hat unter Beitltigung der wirtschaftlichen ZweckmaRigkeit und
ohne Schéadigung der Substanz zu erfolgen. Die Yenlen jahrlichen Pfrindenabrechnungen ist nur dann
erforderlich, wenn im Einzelfall eine entsprechelideisung der eb. Finanzkammer vorliegt.

Aus den jahrlichen Brutto-Einnahmen aus Miet-, Padaurechts- und Schotterabbauvertragen, sovse au
den Erldsen aus Holzverkaufen darf sich der Pfak086 als Lokaleinkommen entnehmen. Das Lokalein-
kommen ist nach oben — auch im Falle der Betreuwgjer Pfarren — mit insgesamt S 50.000,- limitiert
Dieses Limit wird im Bedarfsfalle durch Verordnujegveils neu festgesetzt. Einnahmen, auf die derréifa
keinen Anspruch hat, sind bis zum 31. Marz desijayem Folgejahres zu 40% an den di6zesanen Prieste
besoldungsfonds abzufiihren. Die verbleibenden Eimea werden auf dem Pfriindenkonto der Pfarre gut-
geschrieben und finden im Bedarfsfalle zur Sachfisdkeckung hinsichtlich pfriindeneigener Liegenschaf
ten der betreffenden Pfarre Verwendung. Eine hietmmeichende Nutzung von Pfriindenvermdgen bedarf
der Zustimmung der eb. Finanzkammer.

Zinsertragnisse dirfen als Lokaleinkommen nichnkpeucht werden.

Will ein Pfarrer das ihm zustehende Lokaleinkomméht oder nur zum Teil beanspruchen, werden die
(nicht beanspruchten) Pfrindeeinnahmen zu 40%diirditzesanen Priesterbesoldungsfonds und zu 60%
zur Sachbedarfsdeckung betreffend pfriindeneigégehschaften der betreffenden Pfarre herangezogen.
Will der Pfarrer auf das Lokaleinkommen und desgenwaltung zur Ganze verzichten, bedarf dies eines
Antrags an den Ordinarius. Wird dem Ersuchen stgdben, erfolgt die Verwaltung durch die eb. Firanz
kammer. Die Pfriindenertragnisse werden in dieselie Bater Einbehalt einer Durchfiihrungsgebiihr von
4% (siehe Verordnungsblatt der Erzdidzese Salzbh9&3, Seite 164 f.) zu 40% an den diézesanen Priest
besoldungsfonds abgefuhrt. 60% werden zugunstebeatexffenden Pfarrpfriinde bei der erzb. Finanzkam-
mer deponiert, verzinst und im Bedarfsfalle flreseBachbedarf aufgewendet.

Ist die Existenz von Pfrindenvermégen oder die Aundmsberechtigung strittig, entscheidet die Schieds
kommission, die vom Ordinarius eingesetzt wird, sith aus je einem Vertreter des Priesterratesedes
Ordinariates und der eb. Finanzkammer bildet. DehiMeitsentscheidung dieser Kommission ist endgulti
Das Lokaleinkommen unterliegt der Einkommensbestage

Mangels anderer Festlegung durch den Ordinarius alash ein Pfarrprovisor gemaf den vorstehenden

Bestimmungen Einnahmen aus der Pfarrpfrinde beactsgpn.”

Wichtigste Anderungen waren dabei die in § 12 n. 1 genauere Beschrdiruvigrwendung
des Lokaleinkommens sowie die Ersetzung des unbestimmten BegRiénertrag” durch
.Brutto-Einnahmen aus Miet-, Pacht-, Baurechts- und Schotterabbaueestéug |[...] Erl6-

sen aus den Holzverkaufen“ in § 12 n. 3. Zudem wurde als Neuerung in.8Xne Limi-
tierung des dem Pfrindeninhabers zustehenden Lokaleinkommens von ATS 50.@@0,- ein
fuhrt. Praziser geregelt wurden auch der Fall des Verzickt®tiéndeninhabers auf das Lo-

kaleinkommen bei Beibehaltung der Verwaltung bzw. der Fall von &tarauf Lokalein-
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kommen und auf Verwaltung in 8 12 n. 5. Zudem wird in § 12 n. 5 erstmals gedsgs
40% der Pfrindeeinnahmen an den di6zesanen Priesterbesoldurifjsfmis, wahrend
60% zur Sachbedarfsdeckung fur pfrindeneigene Liegenschaften verwemdeh.weeu
geregelt ist in 8 12 n. 6 die Einsetzung einer Schiedskommissiaefaih Hinblick auf die
Existenz von Pfrindenvermégen oder Anspruchsberechtigung strittigghfems geben soll-
ten. Erganzungen gegeniiber der Ordnung aus dem Jahre 1980 finden sind in 8dr2die 2
generelle Vorlage von jahrlichen Pfriindenabrechnungen einschrankt wedndieim Falle
einer entsprechenden Weisung der erzbischoéflichen Finanzkammehtvbmie in § 12 n. 7
der Hinweis, dass das Lokaleinkommen der Einkommensbesteuerung untediegtg 12 n.

8 eine Erganzung in Hinblick auf den Pfarrprovisor.

Die letzte Novellierung der PriesterbesoldungsordnungVerordnungsblatt Nr. 12, Dezem-
ber 2001), die vom Erzbischéflichen Konsistorium am 30.10.2001 beschlossen wurde, und
die ruckwirkend mit 1.1.2001 in Geltung trat, betrifft 8 12 n. 3 des Lokaleinkommens. In

derNeufassung lautet § 12 n.:3

,von den jahrlichen Einnahmen (ohne Betriebskosteth ohne USt) aus
e Miet-, Pacht-, Baurechts- und sonstigen Erldsesdanommen Pfarrsaalvermietung)
e sowie Erlésen aus der Waldbewirtschaftung (abzKaeten fur die Holzaufbringung und die Aufforstying

kann der Pfriindeninhaber (Pfarrer) 10% als Lok&tmimmen beanspruchen.

Das Lokaleinkommen ist nach oben — auch im FalB&reuung mehrerer Pfarren —

e rlckwirkend ab 1.1.2001mit insgesamjghrlich ATS 55.000,- und

e ab 1.1.2002mit insgesamjahrlich € 4.000,- limitiert.

Diese Obergrenze kann im Bedarfsfalle durch Venongmeu festgesetzt werden.

Von den verbleibenden Einnahmen (90%) sind bisN84rz des Folgejahres 40% an den Priesterbsoldungs-
fonds der Erzdidzese abzufiihren. Die restlichem&imen werden dem Pfrindenkonto der Pfarre gutgesch
ben und dienen zur Deckung der SachaufwendungerRiinklagenbildung fir die Liegenschaften der betref
fenden Pfarrpfrinde. Eine hievon abweichende Nwgzdes Pfrindevermégens bedarf der Zustimmung der

Erzb. Finanzkammer.*

Das Lokaleinkommen wurde in der derzeit geltenden Regelung also nouhl edenauer
definiert. Die Limitierung wurde mit ATS 55.000,- jahrlich gegentiber@enung von 1993
um ATS 5000,- erh6éht bzw. in Hinblick auf die Euroumstellung ab dem 1.1.200ahmlith

8 Siehe Punkt 6.1.10
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€ 4000,- festgelegt, wobei diese Obergrenze im Bedarfsfall durch Verordnung neu festgesetzt
werden kann.

« Verwaltungspraxis®

Die Verwaltung der Einnahmen aus Benefizien (v.a. bei Pachteinnakwirdri{ir die mei-

sten Pfarreien der Erzdidzese Salzburg von der Finanzkammer ekgiewsie kann aber
auch direkt in der Pfarre erfolgen. Es gibt ein eigenes Pfrimberkenntnis - Formular (sie-
he Anhang), in dem samtliche Einnahmen und Ausgaben aufgelistet ugtivbetden mus-
sen. Diese Abrechnung wird vom Pfriindenverwalter unterfertigt undlerpriifung und

Genehmigung an die Finanzkammer weitergeleitet.

Besonderes Augenmerk auf die Benefizien wird bei Pfarribergaben uhdfiicten Visita-
tionen gelegt. Bei den Visitationen erfolgt eine aktuelle ptigung aller vorhandenen Ver-
trage. Bei Pfarriibergaben wird das Pfriindenvermégen in einem satfiiedtstn Ubergabe-

Protokoll erfasst (siehe Anhang).

6. 1. 2 Erzdidzese Wien

In der derzeit geltendeBesoldungsordnung fur den Klerus der Erzdiézese Wieaus dem
Jahr1988 (Wiener Didzesanblatt, 126. Jahrgang, Nr. 6, Juni 1988) ist wie inrddibEese
Salzburg das Lokaleinkommen (das auch als Ortseinkommen bezeictd)edev Pfrinden-
inhaber in § 11 erfasst, wobei es fir 8 11 n. 8 noch eine ausfihrende rBasgnn der
Durchfiihrungsverordnung zur Besoldungsordnung gibt. Dartber hinaus wird Wieleer

Besoldungsordnung in 8 2 der Begriff der ,honesta sustentatio® bzvBedgnn und das En-

de des Anspruchs definiert:

.8 2 ,Honesta sustentatio” — Begriff, Beginn und Ende de Anspruchs
(1) Unter‘honesta sustentatio” ist der standesgemafie UtttddsaPriester zu verstehen.
(2) Der Anspruch aufhonesta sustentatio” gegentber der Erzditzese Witsteht durch Inkardination
oder Dienstantritt.

8 Angaben entstammen dem unveréffentlichten Vortrag Frau Dr. Katzinger ,Gegenwartige Ordnung des
Pfrindewesens im Erzbistum Salzburg® am Studienibgr Pfrindewesens der Didzese Innsbruck am
23.04.2004.

8 Unter anderen Einkiinften sind in § 12 unter PURKEinkiinfte aus Relegionsunterricht, unter B) Siges
Einkunfte und unter Punkt C) Abfertigungen angetfiihr
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(3) Der Anspruch erlischt mit der Beendigung des Dien$t der Erzditzese Wien, mit der Exkardination
oder mit dem Tod.

(4) Dieser Anspruch gegeniiber der Erzdiézese Wien miistlh insoweit und so lange, als Unterhalt von
dritter Seite geleistet wird und der Priester Eirfkéiim Sinne des § 2bezieht.

§ 11 Ortseinkommen (Lokaleinkommen)

(1) Unter Lokaleinkommen sind die Ertragnisse (Geldrddeldeswert) aus der Nutzung von Vermdogens-
massen, welche nach dem CIC 1917 mit einem Amtdgiaverbunden waren und in deren Genuf3
Amtstrager noch stehen, zu verstehen.

(2) Die Nutzung der in Abs. 1) beschriebenen Vermogeissen hat unter Beriicksichtigung der wirt-
schaftlichen ZweckmaRigkeit ohne Schadigung deis@mlz zu erfolgen. Uber die Ertragnisse ist jahr-
lich eine Abrechnung (Einbekenntnis) zu legen. Dedinarius bestimmt durch Verordnung Naheres
Uber dieses jahrliche Einbekenntnis.

(3) Das Ortseinkommen wird nach dem Abzug der abzuggfahAusgaben fur die Verwaltung zur Génze
auf die Bezlige angerechnet.

(4) Ubersteigt das gemaR Abs. 3) einzurechnende Oktsmimen den zustehenden Bezug gemaR der Be-
soldungsordnung, so wird angenommen, daf? UberselhiisSinne des Canon 282 § 2 CIC 1983 vor-
liegen.

(5) Dem Amtstrager steht es frei, auf ein Ortseinkommenerzichten. Der Verzicht bedarf der Annahme
durch den Ordinarius.

(6) Hat der Amtstréager auf das Ortseinkommen verzichteflie3t der Ertrag der Erzdibzese Wien zu.

(7) Die Art und die Hohe der abzugsfahigen AusgabendffeAbs. 3) werden in der im Abs. 2) erwahnten
Verordnung des Ordinarius bestimmt.

(8) Priesteranteile an Stolgebuhren und Messstipendéden bis zu einem Betrag von S 20.000,- pro an-
no nicht als Ortseinkommen angesehen. Der UbeestdgyBetrag ist auf den Di6zesanbruttobezug an-

zurechnen (siehe Durchfihrungsverordnung).”

Zur Durchfiihrung der Besoldungsordnung wurden fur den Klerus dergezdi Wien in der
Durchfihrungsverordnung im Jahr 1988 (Wiener Didzesanblatt, 126. Jahrgar@y, Jdni

1988) im Zusammenhang mit dem Ortseinkommen folgende Bestimmungen erlassen:

»3. ZuU § 11 Ortseinkommen:

Alle Priester, die Einklinfte von mehr als S 20.0@@maR § 11 Pkt. 8 beziehen, sind verpflichtetejks bis
zum 30. April des Folgejahres den Nachweis UbelHiaisommen des Vorjahres zu erbringen.

Entsprechend diesem Nachweis erfolgt die gehaltgya@ndabrechnung fur das vergangene Jahr (&hailich
nem Jahresausgleich). Die auf Grund dieser Endabueg monatlich einzubehaltenden Betrdge werden als
Akontobetrage angesetzt (siehe auch 4.)"

Vergleichsweise zur Salzburger Regelung ist die Wieneelgeg weniger detailliert. Neu an

der Wiener Ordnung ist die Festsetzung eines ,Freibetragesjatidich ATS 20.000,- fur
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Stolgebuhren und Messstipendien, die nicht in das Ortseinkommen eingengchnéar-
Uber hinausgehende Betrage werden wie in Punkt 3 der DVO beschnietiem Gehalt des
Priesters eingerechnet. Beziglich der in 8§ 11 n. 2 und n. 7 Besoldimgsgrerwahnten
Verordnung Uber die Erstellung eines Pfrindeneinbekenntnisses tsthivejene aus dem
Jahr 1976 in Kraft.

Diese sehr ausfiihrliche Regelugestimmungen lber die Erstellung von Pfrindenein-
bekenntnissen und Interkalarabrechnung” (Wiener Di6zesanblatt, Nr. 1, 1. J&dnner 1976,
114. Jahrgang) fuhrt unter Punkt 1 an, flir welche Pfrinden diese Bestgan gelten.
Punkt 2 zahltdie auszuweisenden Einnahmeauf:

a) Pachtzinseingénge

b) Mietzinseingange

c) Erlése aus Verkauf von Holz, Bodenfrichten und Wein

d) Deputate, Geld- und Naturalleistungen

e) Ortsublicher Pachtzins bei selbstbewirtschafteten landwirtéichaffenutzten

Grundstlicken
f) Ertrag aus nutzbaren Rechten (z.B. Jagd-, und Fischereipachtzins)

g) Zinsen aus Geldguthaben und Wertpapieren im Eigentum der Pfriinde

Punkt 3 nenntAusgaben, die anerkannt werden

a) Mit dem Grundbesitz verbundene Steuern, sonstige 6ffentliche Abgaben und
Versicherungspramien; ev. Mehrwertsteuer

b) Kommassierungskosten, Wegbaubeitrage, Beitrage zur Wassergenogsenscha

c) Mit dem Pfrindenvermdgen verbundene Stiftungsverbindlichkeiten (z.B.
Messen, Graberhaltung).

d) Werbungskosten fur die Einnahmen aus Punkt 2 c)

e) Aufforstungskosten und Kosten fir PflegemalRnhahmen im Pfrindenwald und
fur Waldaufsicht

f) Werbungskosten bei Deputaten und Naturalleistungen

g) Kosten der Verwaltung des Pfriindenverméogens

h) Prozesskosten im Zusammenhang mit der Verwaltung des Pfriindenvermdgens
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Als nichtabzugsfahige AbgabemenntPunkt 4 Bauauslagen jedweder Art an und in Pfrin-
dengebauderRPunkt 5 regelt den Fall deBelbstverwaltung der Pfriindedurch den Pfarrer,

das Stift, das Kloster oder den Provisor. Diese kdnnen sich 10% des Reinertragest@mbeha

6. 1. 3 Dibzese St. Polten

Auch die Diozese St. Polten regelt in ihBesoldungsordnung fur die Priesteraus dem
Jahre1988 das LokaleinkommelfSt. Poéltener Didzesanblatt, Nr. 14, 15. Dezember 1988)
ebenso wie die Erzdiézesen Salzburg und Wien als einen in das GruhdbtghRtiesters

einzurechnenden Betrag.

,8 12 Lokaleinkommen

(1) Lokaleinkommen sind die Ertragnisse aus Benefigiahtgen, die zur Sustentation des jeweiligen Benefi
Ziaten bestimmt sind, wobei der Benefiziat einerciREanspruch auf die Nutzung des Vermdgens hat,
gleich, ob die Ertragnisse in Geld oder Geldestestehen.

(2) Dem Benefiziaten steht es frei, auf die Ertragniaseerzichten, wobei der Verzicht auf ein Lokakam-
men nicht auf die Bezlige eingerechnet wird; dezMat bedarf der Annahme durch den Ordinarius.

(3) Hat der Benefiziat auf die Einkiinfte aus dem Lokdédemmen verzichtet, aber die Verwaltung des Vermo-
gens behalten, so fliel3t der Ertrag der Di6zeselem Verwalter gebiihren 20 von Hundert der Ertisggni
als Verwaltungsgebihren unter Ausschlul® von Kagitagen.

(4) Wird die Verwaltung bei Verzicht nicht durch denr@diziaten bernommen, so geht diese auf die D&zes
Uber, die auch die gesamten Ertragnisse einzuleehiadirechtigt ist.

(5) Die Nutzung von Benefizialvermbgen, bei dem niakftden Ertrag verzichtet wurde, ist so durchzufithre
dal eine gleichmaflige Nutzung der Substanz undatdhaltigen Ertrages erzielt wird.

(6) Das Lokaleinkommen wird ebenfalls zur Ganze inRBigzige eingerechnet, wobei fiir die Verwaltung ein
Abschlag von 20 vom Hundert unter Ausschluf3 vonitétgrtragen gebuihrt.

(7) Ubersteigt das Ertragnis den zustehenden Bezug dewch Besoldungsschema, so ist anzunehmen, daR
Uberschiisse im Sinne von Can. 1473 CIC 1917 in iféumg mit dem Dekret der Osterreichischen Bi-
schofskonferenz 1/1984/Z. 5, S 5 vorliegen.

(8) Die Uberschiisse diirfen vom Benefiziaten nicht bemogerden, sondern der Benefiziat ist verpflicidet
UberschuB an die Didzese abzuliefern (Can. 1273.CIC

(9) Der Benefiziat ist verpflichtet, jahrlich im nachkin bis zum 31. Janner des Folgejahres das Eisrédgs
Benefizialvermdgens der Didzese bekanntzugebenObdinarius bestimmt durch Verordnung, wie der ge-
naue Vorgang beziglich der Einrechnung des Loked@mmens zu erfolgen hat.

(10)Wird der Nachweis Uber die Ertragnisse trotz Segzeiner Nachfrist durch die Bischofliche Behdrdehni
erbracht, ist diese berechtigt, das Lokaleinkommeischatzen und die Einrechnung nach dem Schatzwert
vorzunehmen.

(11)Stolgebihrenanteile und Mefstipendienanteile saetéWert der innegehabten Wohnung werden nicht als

Lokaleinkommen berechnet.”
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Gemal 8§ 12 Abs 9 der Besoldungsordnung wurde Bisehofliche Verfigung zur Rege-
lung des Vorgangs bei der Berechnung des Lokaleinkommens v@&enefizienin der Di-

Ozese St. Polten erlassen (St. Poltner Diozesanblatt, Nr. 14, 15. Dezember 1988)

.8 1 Die Benefiziaten in der Ditzese St. Polterdsiarpflichtet, das Lokaleinkommen jahrlich bis tesdiens 31.
Janner des Folgejahres in Form eines Bekenntriesdsinanzkammer der Dibzese St. Polten bekanrieuimge

§ 2 Die Belege Uber die Hohe der Ausgaben sind Henekenntnis anzuschlief3en. Diese Belege sinddeon
Finanzkammer der Di6zese St. Pélten nach Uberpgifuniickzustellen.

§ 3 Das Lokaleinkommen ist dergestalt auf die diénen Bezlige anzurechnen, dass der Nettoertralpdess
im kommenden Jahr zu je ein Zwolftel auf die Beztige Benefiziaten angerechnet werden und zwar wermi
dert um die zehnprozentige [Korrektur im St. PdltBédzesanblatt, Nr. 3, 15. Februar 1989: 20igpntizie]
Verwaltungsgebihr.

§ 4 Ubersteigt das Lokaleinkommen den Bezug nacHPdesterbesoldungsordnung, so ist der lberstéegen
Betrag bis spéatestens 30. Juni des Folgejahresedrithnzkammer der Di6zese St. Polten, verminderidie
20prozentige Verwaltungsgebihr, abzuliefern.

§ 5 Legt der Benefiziat das Einbekenntnis nichtradeht rechtzeitig vor, so kann die BischoflicheH®rde das
Lokaleinkommen schatzen.

Wird das Einbekenntnis trotz Setzen einer Nachfiislit gelegt, so ist die Bischéfliche Behérde bhtigt, die
Bezlige des Benefiziaten ganz oder teilweise bitegung des Einbekenntnisses einzustellen.

§ 6 Diese Verordnung tritt am 1. Janner 1989 inftK&t. Polten, am 1. Dezember 1988 ZI. O-1816/88"

Im Bischoflichen Dekret Uber das Rechts- und Liegensschafeferat (St. Poltner Ditzes-
anblatt, Nr. 2, 15. Februar 1994) wurde in Punkt 2 bestimmt, dass die Wemgvder Pacht-
angelegenheiten der Diozese, der Pfrinden, der Pfarrkirchen sovwerdialtung der ver-

zichteten Pfriinde Aufgabe des Liegenschaftsreferates ist.

In der Jahresabrechnung der Di6zese St. Polten fur das Jahr 1&88maie Einnahmen aus
Interkalaren und Pfrindenverwaltung 1, 48 % (ca. ATS 7, 2 Millionen) dsai@Bteinnahmen
(ATS 478 Millionen) dieser Di6zese aus und spielen daher neben den HaemptpGechen-
beitrdge” (ca. 87,1 %) und ,staatliche Wiedergutmachung“ (ca. 9,in @gr Mittelaufbrin-

gung nur eine geringe Roffé.

6. 1. 4 Dibzese Graz-Seckau

In der Dibzese Graz-Seckau existiert edesoldungsordnung aus dem Jahr 197irchli-
ches Verordnungsblatt fir die Didzese Graz-Seckau: 1972/XIll), kafalls in § 12 das

Ortseinkommen aus Pfriindenvermogen erfasst:

I Hagel, 479.
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»8 12 Ortseinkommen

(1) Ortseinkommen sind die Ertragnisse aus der Nutz@ng/ermdégensmassen, welche mit einem Amt standig
verbunden und zur Sustentation des jeweiligen Aégsts dauernd bestimmt sind, wobei der Amtstrager
einen Rechtsanspruch auf die Nutzung des Vermdigeihgleich ob die Ertréagnisse in Geld oder Geldes-
wert bestehen.

(2) Die Nutzung der in Abs. 1 beschriebenen Vermodgersamahat unter Berlicksichtigung der wirtschaftli-
chen ZweckmaRigkeit ohne Schadigung der Substamzfalgen. Uber die Ertragnisse ist jahrlich Abrech
nung (Fassion) zu legen.

(3) Das Ortseinkommen wird nach Abschlag eines Spesataess fir die Verwaltung in die Bezlige eingerech-
net.

(4) Ubersteigt das gemaR Abs. 3 einzurechnende Ortsmimien den zustehenden Bezug gemalR der Besol-
dungsordnung, so ist anzunehmen, daR UberschiisSmima des Canon 1473 CIC vorliegen.

(5) Diese Uberschiisse diirfen vom Amtstrager nicht bmzagerden, sondern ist der Amtstrager verpflichtet,
den UberschuB an die Di6zese abzuliefern, wobeirer Gebrauchswidmung gemaR Canon 1473 bestim-
men kann. Die Uberschiisse sind fiir die Zweckeddieabliefernde Amtstrager bestimmt hat, sonsafidr
gemeine fromme Zwecke zu verwenden; die konkreteckwerwendung bestimmt im letzten Fall der Or-
dinarius.

(6) Dem Amtstrager steht es frei, auf die Nutzung zziedten, wobei bei Verzicht ein Ortseinkommen digf
Beziige nicht angerechnet wird; der Verzicht bedarfAnnahme durch den Ordinarius.

(7) Hat der Amtsinhaber auf ein Ortseinkommen verzicisie flie3t der Ertrag der Dibzese zu; dem Amgsra
gebihrt jedoch fur verbleibende VerwaltungsaufgadiarSpesenersatz.

(8) Die Hohe des Spesenersatzes nach Abs. 3 bzw. Atisd/festgelegt und verlautbart.
(9) stolgebiihren- und MeRstipendienanteile sowie dert & innegehabten Wohnung werden nicht als Ort-

seinkommen eingerechnet.”

Daruber hinaus findet sich ifbl. 1972/Il eineRegelung uber die Erstellung der Pfrin-
deneinbekenntnisse(siehe Anhang). ImAbl. 1976/XIll findet sich eine sehr detaillierte
Neuordnung der Sarta-tecta- Pflicht(siehe Anhang). Diese befasst sich mit den in den cc.
1476 und 1477 grundgelegten Pflichten der Pfrindenverwalter beziglich dehdautr-
haltungsmal3nahmen der pfriindeneigenen Gebaude. Eine solche Regeligrg lexiglich

in dieser Didzese.

6. 1. 5 Dibzese Eisenstadt

Auch in der Besoldungsordnung fiur die Priester der Diozese Easkridmtliche Mitteilun-
gen der Diozese Eisenstadt, Nr. 275, 15. April 1983, 1983/4) ist unter § 1Irtdasmikom-

men (Lokaleinkommen) — allerdings vergleichsweise recht knapp - geregelt:
,8 11 Ortseinkommen (Lokaleinkommen)
(1) Ortseinkommen sind die Ertragnisse aus der Nutn@ng/ermdégensmassen, welche mit einem Amt standig

verbunden und zur Sustentation des jeweiligen A#égstrs dauernd bestimmt sind, wobei der Amtstrager
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einen Rechtsanspruch auf die Nutzung des Vermolgatagleich ob die Ertrage in Geld oder Geldeswert
bestehen.

(2) Ist mit einem kirchlichen Dienstposten ein ortlishgtelleneinkommen (Lokaleinkommen) verbunden, so
wird dieses monatlich mit einem Zwdlftel des Jahetsages auf den gebihrenden Grundgehalt in Anrech-
nung gebracht.

Das Einbekenntnis tber die Hohe des drtlichen&teihkommens ist in der von der Finanzkammer jeweil

geforderten Form vorzulegen.”

6. 1. 6 Dibzese Gurk

Die Diozese Gurk hat zusammengefasst folgende RegelundfgetrDer Pfrindeninhaber
verzichtet freiwillig auf die Pfrindenertrage. Als Pfriindeneink@mmerbleibt ihm die Nut-
zung der Wohnung und des Pfarrgartens sowie des Brennholzes. Ubemrwenddeng des
Ertrages des Benefiziums entscheidet die bischofliche Behdielgliesen in der Regel der
Pfarre (Pfarrkirche) als didzesanen Zuschuss gewahrt. Diesag kst fur die Erhaltung des
Pfriinden- und Kirchenvermégens heranzuziehen. Verwalter sind im Adira@iozese der
Pfarrer und der Pfarrkirchenrat. Die Pfrinde — bzw. Interkalarregemusind in die Kirchen-

rechnung einzubeziehen, Gehaltsbeziige unter dem Titel Lokaleinkommen efftfallen.

Folgende Bestimmungen in Bezug auf das Benefizialvermégen sind daber iDibzese
Gurk in Kraft: DasKirchliche Verordnungsblatt fur die Di6zese Gurk, Nr. 2, 10. April
1986 befasst sich miHolzschlagerungen im Pfriinden- und Kirchenwald(siehe Anhang).
Im Kirchlichen Verordnungsblatt fir die Didzese Gurk, Nr. 4, 10. Augustl988 finden

sich unter Punkt 6. Bestimmungen zur ,Vereinfachung der Pfrindenrechnung®:

.Bei der Dechantenkonferenz am 3. und 4. Febru87 1A St. Georgen/L. war man einhellig der Auffaxgu
dass die Pfriindenrechnung zu vereinfachen sei. Migim Jahr der Uberlegung hat die Dechantenkamfere
am 4. Februar 1988 die nachfolgende Regelung miélicheyutgeheil3en:

Der CIC 1983 kennt keine Pfriinde mehr. Er ordnglas@n, dass diese ehestens in einen neuzuschaifend
didzesanen Vermogenstrager fir die Besoldung dersuKleinzubringen sind, soferne nicht anders fur Wdie-
terhalt der Kleriker vorgesorgt ist. Demgegeniikmrdie Osterreichische Bischofskonferenz angeordia® bei
jeder Neuerrichtung einer Pfarre auch eine Pfrimdschaffen ist (Amtsblatt der OsterreichischercBagskon-
ferenz Nr. 1/1984). Durch ein weiteres Dekret dete@eichischen Bischofskonferenz (a.a.O) wurdeRias-
kularrecht beziiglich der Benefizialverwaltung inlt@eg gelassen.

Demnach sind die Ertrage der Pfriinden zum Lebeeshadt der Pfrindeninhaber bestimmt. Gemaf Fassion-
sordnung der Di6zese Gurk (KVBI. 1940, Nr. 20) siliel Ertrage vom Pfriindeninhaber einzubekennengem

entsprechenden Gehaltsabzug durchfiihren zu kénnen.

%2\/gl. Heimerl/Pree, 5/350.
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Damit dem Wunsch nach Verwaltungsvereinfachung Reaat) getragen werden kann, ist es erforderlich, daf3
die investierten Pfarrer eine Verzichtserklarunf die Pfrindenertrage abgeben. Als Pfrindeneinkomwes-
bleiben ihnen jedoch die freie Nutzung der WohnimdPfarrhaus und des Pfarrgartens sowie der Anbpau€
unentgeltliche Entnahme von Brennholz aus dem BEétiwald fir den Eigenbedarf von Pfarrhof und Segkso
raumen gemal den Bestimmungen tber HolzschlagerumgBfriinden- und Kirchenwald (KVBI. Nr. 2/1986)
Mit Wirksamkeit vom 1.1. 1988 wird beschlossen brerfugt:

Da durch den Kirchenbeitrag der Unterhalt der Kierj die fur die Di6zese Dienst tun, gemalR can. Q&1
1983 gewabhrleistet ist, unterbleibt bis auf weitdissErrichtung der besonderen Einrichtung gem. tar4 CIC
1983.

Bezilglich der Verwendung des der Ditzese zustelmehdgages und der Verwaltung der vakanten und ver-
zichteten Benefizien gilt folgendes:

1) Prinzipiell entscheidet die bischofliche Behordbeiiidie Verwendung des Pfriindenertrages. Bis
auf weiteres wird aber der Ertrag der vakanten wmetzichteten Benefizien grundsatzlich der
Pfarre (Pfarrkirche) als di6zesaner Zuschul3 gew@likgenommen davon sind besondere Rege-
lungen im Einzelfall). Daher ist die Zuwendung &etrage im Haushaltsplan darzustellen.

2) Zum Verwalter des im Eigentum der Pfrinde alssjisthe Person bleibenden Vermégens wer-
den der Pfarrvorsteher und der PfarrkirchenraBalsuftragte der Di6zese bestellt. Auf schriftli-
chen Wunsch der Pfarrvorstehers kann die Verwaltlang?acht- und Mietangelegenheiten jedoch
durch die zentralen Abteilungen des Ordinariatéghgewerden.

3) Die Verwaltung durch den Pfarrkirchenrat hat naen @estimmungen der Pfarrkirchenratsord-
nung zu erfolgen:

a) Die Ertrage sind in erster Linie fur die Erhaltudgs Pfrindenvermdgens, dann fir die
Erhaltung des Kirchenvermdgens heranzuziehen.
b) Die Sonderregelung fur Holz- und Grundverkaufeldilbestehen.

4) Die Pfriinden- und Interkalarrechnung ist in dasnfdar der Kirchenrechnung einzubeziehen.
Die Spesen fiir die Pfrindenverwaltung kénnen varrecwerden.

5) Gehaltsabziige unter dem Titel ,Lokalstelleneinkommentfallen. Einbekenntnisse sind keine
mehr zu legen.

Die diesem Kirchlichen Verordnungsblatt beiliegendleertragungserklarung ist bis zum 30. Septemb&819
unterfertigt dem Bischéflichen Ordinariat Gurk volegen.”

Die letzte aktuelle Anderung im Zusammenhang mit dem Untedieal Klerus betreffen die
im Kirchlichen Verordnungsblatt fur die Diozese Gurk, Nr. 4, 20. Septemb&000 unter

Punkt 4. erlassenen Bestimmungen zZapitalertrags- und Liegenschaftsankaufsfonds
der Diozese Gurk. Dieser soll zur Sicherung des UnterhalteKleieker und zur Erhaltung

der kirchlichen Vermégenssubstanz dienen (siehe Anhang).
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6. 1. 7 Dibzese Linz

Im Linzer Di6zesanblatt, CXXX, 1. April 1984 Nr. 4 wurde unter dem TiteVerleihung

und Verwaltung von Benefizien (Pfriinden)”unter Punkt 56 wie folgt verlautbart:

.Der neue Codex verlangt im can. 1272 eine Neuangrund Umgestaltung des Benefizialwesens in des@/ei
dal die Ertrage und soweit moglich, auch das Veemdaltpr Benefizien selbst an eine besondere ditedsian
richtung Ubertragen werden kann. Der Diézesanbfschbdaher nach Beratung im Konsistorium verfiggf3
das Vermdgen der Pfrinden und sonstiger Benefiniaser Didzese Linz, soweit dies zweckmaRig isthna
MaRgabe folgender Bestimmungen von der Finanzkamereraltet wird:

1. Beikiinftigen Verleihungen von Pfarren, die Uber mennenswertes Pfrindenvermdégen verflgen, wird
in der Regel nur noch ein Teil der Pfrinde an d&arér Ubertragen. Die Verwaltung des restlichen
Pfrindenbesitzes erfolgt Uber die Finanzkammer.

2. Benefizien in Pfarren, die voriibergehend oder @anfére Zeit von einem Provisor versorgt und mitbe-
treut werden, sind grundsétzlich von der Finanzkammu verwalten. Dem steht nicht entgegen, daf3
unter besondern Umstanden ein Pfarradministratstelfewerden kann, dem ein Teil der Pfrinde zur
Verwaltung anvertraut wird.

3. Jene Priester, die bereits vor dem 1.3.1984 auP&mrbenefizium investiert wurden oder denen die
Verwaltung einer Pfriinde als Administrator tbergnagvurde, bleiben im vollen Genuf3 ihrer wohler-
worbenen Rechte, es sei denn, dal mit der Finamakanm gegenseitigen Einvernehmen eine andere

Regelung vereinbart wird."

Laut Auskunft der Dibzese Lifzwerden die Pfriindeninhaber jahrlich um die Jahresabrech-
nung des ortlichen Pfrindeneinkommens des Vorjahres ersucht (siehegfnima Einbe-
kenntnisformular sind unter dem Titel ,Einnahmen” als zu bekennendenfldgexativ an-
gefuhrt:

» Einnahmen aus Verpachtung von Pfrindengrund der Kirche

* Einnahmen aus Verpachtung von sonstigen Grundsticken

* Einnahmen aus Vermietung, Einnahmen aus Schlagerung (Bruttoerl6s)

» Einnahmen aus nutzbaren Rechten (Jagdrecht, Fischerei, Deputate, Sonst. Erlose)

* Zinseinnahmen
Bei den Ausgaben sind demonstrativ folgende Posten aufgezahlt:

» Stiftungsgottesdienste

* Grundsteuern und Pflichtleistungen: nur fur verpachtete, nicht fimautr Grund-

stucke, die auf den Pfrindeninhaber entfallen
* Waldausgaben: Schlagerungskosten, Wiederaufforstungskosten

» Sonstige Ausgaben: Bankspesen und — zinsen
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Als Verwaltungspauschale erhélt der Pfrindeninhaber 30% vom Ubessdeusich aus der
Differenz zwischen den Einnahmen und den Ausgaben errechnet, mindestdasraldb0,-.
Dartber gebe es aber keine schriftliche Vereinbarung in der €ipzges werde aufgrund

miindlicher Uberlieferung so gehandhabt.

6. 1. 8 Diozese Feldkircf

In der Di6zese Feldkirch wurde die Besoldungsordnung fur den KleruisimicAAmtsblatt der
Diozese veroffentlicht. Laut Auskunft der Leiterin der Rechtsabtgider Diozese Feldkirch
werden die Einnahmen aus den Pfriinden in erster Linie zu deren Eghattuvendet. Sollte
es daruber hinaus gehende Einnahmen geben, werden diese fur fromoke ¥emvendet.
Auf alle Falle werden diese Einkinfte nicht von der Besoldungsordnur@jnne eines Ort-
seinkommens oder Lokaleinkommens als anrechenbarer Posten in das Gitinelgesst. In
einem weiteren Telefonat mit dem Finanzkammerdirektor der DedZeklkirch erklarte die-
ser, dass man von Seite der Finanzkammer nicht tGber die genauen Eiskisnften einzel-
nen Pfrinden Bescheid wisse. Aber im Gegensatz zu anderen ¢Bischen Diozesen sei
die HOohe der Einkinfte aus den Pfrinden sehr bescheiden, sodass sicfassenHlieser
Einklnfte gar nicht lohne. Es gebe héchstens drei bis vier Pfarreiemjtd®frinden ausge-
stattet seien, die ein héheres Einkommen umfassen. Diese Pfalpeemhan insofern im Au-
ge, als bei der Vergabe von Subventionen von Seiten der Finanzkammeichiduerst auf

die Einnahmen aus den Pfriinden verwiesen werde.

6. 1. 9 Dibzese Innsbruck

Die Diozese Innsbruck beriicksichtigt in ihrer nicht im Verordnungistaoffentlichten Be-
soldungsordnung kein Orts- oder Lokaleinkommen. Geregelt ist ledigtidhnisbrucker Di-
Ozesanblatt, Jg. 78, Nr. 5, September/Oktober 200&ematlicher Wohnungszuschusab
01.01.2004 in der Hohe vor€ 100.- fiir Didzesanpriester, die in einer Wohnung im Eigenbe-
sitz leben und denen keine Wohnungsmaglichkeit seitens einer Pfarel@dDitzese zur
Verfugung steht. Dartber hinaus wurde 1997 im Zusammenhang mieulen Besoldungs-

ordnung die Errichtung eingSolidaritatsfonds fur Priester und Pfarrhaushélterinnen®

% Unveréffentlichtes Schreiben der Finanzkammer LRechts- und Liegenschaftsreferat, 23.09.2004
% Die folgende Darstellung basiert auf zwei Teletenadie mit der Leiterin der Rechtsabteilung déizBse
Feldkirch, Frau Mag. Weber, sowie mit dem Finanzieerdirektor, Herrn Dir. Eller, im September 2004 ge

fahrt wurden.
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beschlossen. Gespeist wird dieser Subventionsfonds durch GehaltseevaohPriestern,
Legate (Testamente), Ertragnisse von Pfarrpfriinden und Beitr&geirdanzkammer. Ge-
wartet wird der Fonds durch die Bischoéfliche Finanzkammer (Bai#gatt Innsbruck, Jg.
79, Nr. 3, Mai/Juni 2004).

6. 1. 10 Pensionsfonds in den dsterreichischen Didzesen

Die Altersversorgung der Weltpriester wird aufgrund einescBlusses der Osterreichischen
Bischofskonferenz vom 10.11.1988 durch di6zesane Pensionsfonds gesichert. Daese wu
von den einzelnen Didzesen in der Finanzkammer errichtet, aber niaigener Rechtsper-
sonlichkeit ausgestattet. Die Verwaltung obliegt dem DitzesantkonaheeBuchflihrung

ist getrennt von der Di6zese zu fuhren. Der Fonds wird aus Kirchgigei und den sonsti-
gen Einkinften der Dibzese gespeist. Die Mittel sind fur dieréWersorgung der Weltprie-

ster der Divzese zweckgebundfen

* Wien: Dekret und Statut des ,Pensionsfonds fur die Priester der Erzdiden vom
28.Dezember 1988, in: Abl Wien 1989, 40

e Salzburg Statut des ,Pensionsfonds [fur die Priester] der Erzdiézdgbusg‘ vom 03.
Marz 1989, in: Abl Salzburg 72 (1989) 44f.

* Linz: Dekret und Statut des ,Pensionsfonds fir die Priester und die daieDiozese
Linz“ vom 09. Marz 1989, in Abl Linz 1989, 42.

» Eisenstadt Dekret und Statut des ,Pensionsfonds fur die Priester der DiGrssastadt”
vom 15. Mérz 1989, in: Abl Eisenstadt 1989, 32.

» Gurk: Statut des Pensionsfonds [fur die Priester] der Didzese Gark’Albl Gurk 1989,
11.

» St Polten: Statut des ,Pensionsfonds [fur die Priester] der Didzeset$enP in Abl St.
Pdlten 1989, 20.

e Feldkirch: Statut des ,Pensionsfonds [fur die Priester] der Dibzese Feddkn: Abl
Feldkirch 1989, 61;

* Innsbruck: Statut des Pensionsfonds [fur die Priester und AngestelltenPideese
Innsbruck® in Abl Innsbruck 19933

% Heimerl, Pree, 5/171.
% \v/gl. Schmitz, Besoldung, 100-101.
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Graz — Seckau Der kirchliche Vermégensfonds dieser Didzese ist mit keinemhige
genannten Fonds identisch. Er wurde bereits 1973 errichtet mit dgal®ayfkirchliches
Vermdgen zu erwerben, zu verwalten und zu nutzen. Teilnehmer des Fonds kénnen
kirchliche juristische Personen sein; ihnen kommen AnteilsrechtErzdient der (frei-
willigen) gemeinsamen Nutzung von Pfrindenliegenschaften und unter mnderéVie-

derveranlagung von VerauRerungserlé¥en.

6.2 Regelung durch die Deutsche Bischofskonferenz

Im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz bestehen BenefiziSmm des c. 1272, wes-

halb die Deutsche Bischofskonferenz grundsatzlich angehalten ist, dafizdwesen in

ihrem Bereich entsprechend neu zu ordnen. In Deutschland ist alledignbsstorisch ge-

wachsene und staatskirchenrechtlich bedingte und auch konkordatar véeelRéetslage

regional so vielfaltig gestaltet, dass eine detaillieggdRung dieser Materie seitens der Deut-

schen Bischofskonferenz nicht méglich ist. Deren Normsetzungskompiiefte sich viel-

mehr auf Rahmenrichtlinien beschranken. Die Deutsche Bischofskonfgtede allerdings

bisher in dieser Hinsicht noch nicht taffg.

6.2.1 Gesetz der bayrischen (Erz-)Bischéfe zur Neuordnung des Pfrimvdesens

Die bayrischen Erz(-) Bischofe haben nicht gewartet, bisentegprechende Regelung durch

die Deutsche Bischofskonferenz erlassen wurde, sondern haben fieméchBles Freistaa-

tes Bayern selbst Initiative ergriff€h.Die sog. ,Bayrische Bischofskonferenz® hat am

8.11.1984 eine Neuregelung des Benefizialrechts mit dem Gesetayteschen (Erz-) Bi-

schoéfe zu Neuordnung des Pfrindewesens (KiPfrWG) beschlossen. Gesstg wurde dem

HI. Stuhl gema&nR c. 1272 vorgelegt und fand in Rom Billigung. Diese wuitd8chreiben der

Kongregation fiir den Klerus vom 8. Januar 1986 ausgespréthba. die ,Bayrische Bi-

schofskonferenz” jedoch keine Kérperschaft im Sinne des c. 449 isstenudie einzelnen

Bischofe diese gemeinsame Regelung jeweils als Diézesangdaster®™

"vgl. Heimerl/Pree, 5/172.
% vgl. Althaus, MK, 1272, 9.
%9 vgl. Kaiser, 609.

1% Kaiser, 613.

191 Althaus, MK, 1272, 10.
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Bei der Neuordnung des Pfrindewesens wurde von den bayrischen @&tzéfBn zwar die
Aufrechterhaltung der bestehenden Pfriinde verflgt, aber zugleiclErdahtung neuer
Pfrindenstiftungen ausdrucklich untersagt (vgl. 8 11 KiPfrWG) Alsckwaer Pfrindestif-
tungen wird gemal 8§ 2 KiPfr WG festgelegt: ,Zweck der Pfrindestien ist der Beitrag
zum Lebensunterhalt und die Bereitstellung des Wohngebéudes aldsiieldr den
Pfrindeinhaber.” 8 3 Abs. 1 KiPfrWG legt die Trennung von Amt und Pfrirste,@ie bis-
herige enge Verbindung zwischen Pfriinde und Amt, die zur Folge hatte, rdaRfrdedein-
haber lebenslang nicht nur Ertragnisse der Pfrinde, sondern augpsistiehen Rechte des
mit der Pfrinde verbundenen Amtes zustanden (c. 1472 CIC/1917), wird ge®#tniDast
unabhangig von der Pfrinde. Die Pfriinde ist ein Anhang zum Amt.” Dstnatisgeschlos-
sen, dass ein Untergang der Pfriinde auch den Untergang des Awitkerb&snnte'%? Die
Pfriinde besitzt auch nach ihrer Trennung vom Amt weiterhin Rechigfiehdeit nach
kirchlichem und weltlichem Recht. Aufgrund der Trennung sind Begiteéung des geistli-
chen Amtes und Einweisung in die Pfrinde im Gegensatz zu c. 1472 CIC/@i¥er-
schiedene und voneinander unabhangige Akte. Der zu einem Amt berufetiehl@eider
zugleich Pfrindeinhaber ist, wird nach der Besitzergreifung von destlicdeen Amt durch
den Direktor der (Erz-)Bischoflichen Finanzkammer als kirclelichtiftungsaufsichtsbehérde
in den Gebrauch (Niel3Bbrauch) der Pfrinde eingewiesen. Erst von diesgponkt an steht
dem Pfriindeinhaber der Gebrauch der Pfriinde zu (8 5 Abs. | KiPfr WG).

Hinsichtlich einer einheitlichen Ordnung der Besoldung und der Ruheséaidgbowurde in
Bayern bislang kein Fonds im Sinne von c. 1274 § 1 errichtet, und damgteréoich keine
Ubertragung der Pfriindeertragnisse noch der Pfriinde selbsinau§olche Einrichtung. In
den bayrischen Diozesen kann allerdings derzeit durch das Kiteberaufkommen und
konkordatére Leistungen die standesgemal3e Besoldung der Klenk&® ge 281 als flr ab-
sehbare Zeit gesichert angesehen werden, so dal3 keinerlei Handlurigsbsteat. Wie be-
reits in Kapitel 5.2.2 ausgeftihrt, hat die Vorschrift von c. 1274 § 1 sulesidizrarakter. Die
Einrichtung eines solchen Fonds ist namlich nur dann vorzunehmen, wenn digefioste

der Kleriker auf keine andere Weise gewahrleistet werden kann.

Das KiPfr WG kommt insgesamt voll den Weisungen des KonzilsdeRtsnd den entspre-
chenden Normen des CIC nach. Es schreibt ein Besoldungssystem fiitidéehaber vor,

das die Befriedigung der notwendigen Bedirfnisse der Klerikersigiin PO Art. 20 Abs. 1

192y/gl. Kaiser, 615.
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genannt und in c. 281 normiert sind, gewahrleistet und eine Entlohnung machrdedsatz
der Rechtsgleichheit und Solidaritat garantiert. Die Besoldengnd Dienst der Erzdiézese
stehenden Geistlichen erfolgt unabhangig von der Hohe der Pfrindeeimnahrheitlich
nach der Besoldungsordnung der (Erz-)Ditzese (8 6 Abs. | KiPfrW&hittbestimmt nicht
mehr die Ertragfahigkeit der Pfrinde die H6he der Besoldung, sondehNmatlir des Amtes.
Die Amtsinhaber erhalten die gleiche Entlohnung unabhangig davon, olPfeimele dem
Amt anhangt oder nicht. Daher ist der Pfrindeinhaber, wenn er diedefselbst verwaltet,
verpflichtet, den gesamten Ertrag der Pfriinde an die (Erz-)Di@bzsglhren, die daftr ihre
Besoldung nach der Besoldungsordnung tbernimmt (8 8 Abs. lll KiPfr\i@)Selbstver-
waltung ist mittlerweile allerdings zur Ausnahme geworden, ss das Verwaltung der
Pfriinde in der Regel von der zentralen Pfriindeverwaltung wahrgenomimterDamit ist
auch in den meisten Fallen eine Abfiihrung der Pfrindeertragntgemehr erforderlich, da
die zentrale Pfriindeverwaltung dariber verfiigt. Diese Regelmiplch der Pfriindeertra-
gnisse macht eine Bestimmung Uber die Interkalarfriichte UkmdliBei einer Vakanz des
Amtes, dem eine Pfrinde anhéngt, werden die Besoldungszahlungen #ingedtalie
Pfriinde von einer zentralen Pfriindeverwaltung betféwRfriindeinhaber, die die Verwal-
tung der Pfriinde selbst Gbernehmen, erhalten zusatzlich noch einen &gtsapgaufwand.

Dieser Betrag wird nicht pauschal erstattet, sondern fiir jeden Eineéifafis bestimnit?

Mit den Bestimmungen des KiPfrWG wurden in den bayrischen (Eizgen keine neuen
Verhaltnisse geschaffen. Es wurde vielmehr eine schon seiebaten bewéahrte Praxis ge-
setzlich festgeschrieben. Bis zum Ende der 50er Jahre des vdalgdmnderts wurde das
sogenannte Stelleneinkommen (= Differenz der gesamten Aufwendungelteurittteége in
der Pfrinderechnung) berechnet. 1956 wurde im Erzbistum Minchen und Fdeisthgdie
Dekanekonferenz eine Besoldungsneuregelung mit Zustimmung der Rtz beschlos-
sen, welche am 1. April 1957 in Kraft trat. Diese Neuregelungzeghdass der alte Modus
nur noch in den Fallen zur Anwendung kam, wo das Stelleneinkommen ddsendstése-
halt Gberstieg oder eine Pfriinde selbst bewirtschaftet wurdeleBeanderen Pfriinden wur-
den die Einnahmen der Pfriindeinhaber aus den Ertradgen des Pfrindevernnoginer Be-
soldungskassa zusammengefasst, und die Pfrindeinhaber erhielten eilicinesn&ehalt

ausbezahlt. Ab 1969 wurden in allen bayrischen Didzesen die Geatgilt8eelsorger an die

193 vgl. Kaiser, 618.
1%4yv/gl.Kaiser, 618.
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staatliche Beamtenbesoldung angeglichen und eine zentrale Wergvder Pfrinde angebo-

ten1®

105 kaiser, 619.
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In seiner zusammenfassenden Bewertung des KiPfr WG kommt kaidelgendem Schluss:
~Mit dem KiPfrWG haben die bayrischen (Erz-)Bischofe eine vermgmiind effiziente Neu-
regelung des Pfrindewesens in Bayern geschaffen. Sie habeeseindbesetz die Weisung
des c. 1272 innerhalb des Rahmens, der aufgrund der besonderen staatséiniticbere
Lage im Freistaat Bayern vorgegeben war, in sachgerechter \WWhagesetzt. Dies beweist
auch die Billigung dieses Gesetzes durch die Kongregation fur teuskKkvom 8. Januar
1986.4% Kritisch fiigt er erganzend dazu an: ,Der Titel des Gesetzekes verspricht aber
mehr, als er letztlich halten kann. Es darf n&mlich nicht Uberseferden, dal3 sich das
KiPfrWG nur auf die Benefizien auf der Ebene der Ortskirchéebef...]. C. 1272 schrankt
aber seine Weisung nicht auf Benefizien ein, er spricht vielgahz allgemein vorbenefi-
cia proprie dicta". Dieser Begriff umfasst alle Benefizisowohl auf der Ebene der Ortskir-
che als auch auf der Ebene der Diozese (wie z.B. die Bemefies Bischofsamtes (,mensa
episcopalis®) oder die an der Domkirche bzw. an den StiftskirchaeHsswlen Benefizien).
Daher sind die bayrischen (Erz-)Bischofe dazu angehalten, ascRfdandewesen auf di-

ozesaner Ebene neu zu ordn&H.«

6.2.2 Regelung in der Erzdiozese Miinchen und Freising

Im Amtsblatt fir das Erzbistum Munchen und Freising, Jahrgang 198@,2Nd8. August
wurde das Gesetz zur Neuordnung des Pfrindewesens in der ErzdidreseiMund Frei-
sing verlautbart, welches am 1.10.1986 in Kraft trat. In diesem Gsselie Anhang) finden

sich alle zentralen Punkte des KiPfrwG wieder.

6.3 Regelung der Italienischen Bischofskonferenz

Vor Inkrafttreten des CIC/1983 bestand in Italien grundsatzlich euGdundlage des Bene-
fizial- und Pfrindewesens das System der Kongrua-Erganzung,idasisarzeln einerseits
in der Osterreichischen und andererseits in der italienischerizGelseng des 19. Jahrhun-

derts hatte und zum Teil unterschiedlich ausgestattet®ar.

Nach der Promulgation des neuen Kodex des kanonischen Rechts vom 25.01.1983 und dem
darauffolgenden Abschluss der lange Zeit ins Stocken geratenen Relasidfonkordates
zwischen dem HI. Stuhl und der Republik Italien vom 11.2.1929 (Laterankonkordat) is

106 kaiser, 641.
07 Kaiser, 641.

198 5chmitz, Besoldung , 86.
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Italien eine tiefgreifende Verénderung in den Beziehungen kems&irche und Staat er-
folgt'®® die selbstverstandlich auch das Vermogensrecht und damit zusammenharggend da
Benefizialwesen betrafen. Die Weisungen des Il. VatikanischenilKamx die Bestimmun-
gen des c. 1272 haben im Vertrag vom 15.11.1984 bzw. im Gesetz Nr. 222/86heiekes

und durchgreifende Verwirklichung erfahren.

6. 3. 1 Zusammenfassung des Vertrages vom 15.11.1984

* Neueinteilung der Dibzesen

* Neueinteilung der Pfarreien

» Pfarrkirchen wurde Rechtspersonlichkeit entzogen

» Errichtung einesZentralinstituts fir den Unterhalt des Klerus® an der italieni-
schen Bischofskonferenz: dieses erhélt seine Mittel einemestsSpenden, welche
die Glaubigen jahrlich bis zu einer bestimmten H6he zweckgebundetefiiLe-
bensunterhalt des Klerus diesem Institut Uberweisen kdnnen, anderauseitsdi-
rekten staatlichen Beitragen (z. B.: Teilzweckwidmung der Gggaumbvon 0,8% der
Einkommenssteuer )

» Errichtung einegDidzesaninstitutes flr den Unterhalt des Klerus* (DIUK) in je-
der Diozese: dieses wird aus den Ertragnissen der in desseruBigébertragenen
ehemaligen Benefizialglter gespeist;

» Unterdriickung aller Benefizien jeglicher Art und Benennung bis zum 30.09.1986:
Innerhalb einer bestimmten Frist konnte das bewegliche und unbewedkchm-
gen, alle Rechte und Pflichten der als Rechtspersonen unterdriickten Kirchelerund al
Benefizien steuer- und gebuhrenfrei im Grundbuch und im Katastereanéuen Ei-
gentumer Ubertragen werden:

- Alle als Rechtspersonen unterdriickten Pfarr-, Filial- und andemehédfi so-
wie alle Liegenschaften, Rechte usw. der Benefizien wurdediajgweiligen
Pfarreien tGbertragen.

- Die Liegenschaften, Rechte und Pflichten der Bischoflichen Memdainiger

Frihmessbenefizien wurden auf die Diézese lbertragen.

199 Michaeler, 359.

10 Djese Ubersicht entstammt dem unverdffentlichtemtdg von Pralat Dr. Michaeler ,Unterdriickung glle
Benefizien und Neuordnung der Klerusbesoldung atieh“ am Studientag Uber Pfrindewesens der Dibzese
Innsbruck am 23.04.2004.
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- Der Rest wurde auf das Didzesaninstitut fir den UnterhalKibgas Ubertra-
gen.
Einstellung aller direkten Beitrage des Staates an die KatheliKirche (auch die

Kongrua fir die Priester) mit Ende 1986.

6. 3. 2 Neuordnung der Priesterbesoldung

Aufgrund der oben erwdhnten Veranderung war eine vollige NeuregelurRRyidsterbesol-

dung in der Folge notwendig geworden. Die beiden zentralen Regelungen dabei sind:

Besoldung nach Punkten

Das neue Besoldungssystem sieht fir Italien vom Brenner ble®igine einheitli-

che Besoldung vor, und zwar nach einem festgesetzten Punktesystiam Punkt
entspricht ein bestimmter Betrag, dessen Hohe periodisch von déoRisonferenz
festgelegt wird. Die Zahl der Punkte setzt sich zusammen aussdemidgehalt, den
Alters-, Dienst-, Wohnungs-, Ortszulagen und den Zulagen fur Religiarsght an

offentlichen Schulen®*

Wer zahlt das Gehalt?

Erstverantwortlich fur die Besoldung der Priester sind die Glaobigé. jene Ein-
richtungen und Gemeinschaften, fur die der Priester seine Aeistét| also die Pfar-
rei, das Ordinariat, das Seminar usw. Ist die Einrichtung odeGelmreinschaft, bei

der der Priester seine Arbeit leistet, nicht in der Lage, Zmnz6& fur die von der Bi-

schofskonferenz festgelegte Besoldungshéhe aufzukommen, kann sie die Egganzun

durch das DIUK anfordern. Hat das DIUK nicht die nétigen Mittel, llengErgan-

zungsforderungen nachzukommen, kann es die Ergédnzung durch das ,Zentralinstit

fur den Unterhalt des Klerus” in Rom anfordern. Diese Erganzurdydem Priester

nicht Uiber das DIUK ausgezahlt, sondern direkt vom Zentralinttut.

6. 3. 3 Bewertungen der Neuregelung

Mit dieser volligen Umgestaltung des bisherigen Systems undufrsung der Benefizien

hat Italien eine ,radikale Losuny® gewahlt, die anfangs zum Teil schwere Kritik ausgelost

hat. Zentraler Kritikpunkt dabei war die Uberfiihrung der Liegerfsamauf das Ditzesanin-

stitut. In Hinblick auf das Besoldungssystem nach Punkten stdlltiberdies die Frage, ob

11 Michaeler, 399.
12 Michaeler, 391-392.
113 Michaeler, 365.
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die dort vorgegebene ,Gleichmacherei“ noch im Sinne des c. 281 ftédéch Einschat-
zung von Dr. Michaeler hat sich 18 Jahre nach dieser Umgestaltuhggieaber vollig be-

ruhigt. Das System habe sich bewéhrt und werde heute allgemein BeyriRt.

6. 3. 4 Regelung in der Di6zese Bozen-Brixen:

In der Di6zese Bozen-Brixen wurde wie in allen anderen Ditzeakenk ein ,Didzesanin-
stitut fir den Unterhalt des Klerus* errichtet. Im Errichtungseledes Ditzesaninstitutes der
Diozese Bozen-Brixen (Bischofliches Dekret vom 20.09.1986, Nr. 1048/86) senBeadefi-
zien aufgezahlt. Diese wurden dann mit Dekret des Innenministerioms30.12.1986 und
mit Erganzungsdekret vom 11.4.1988 als Rechtspersonen aufgeldst:

- die Bischéfliche Mensa von Brixen

- 259 Pfarrbenefizien

- 68 Kuratiebenefizien

- 77 FrihmelRbenefizien verschiedenster Benennung

- 10 Benefizien am Dom zu Brixen

- 42 verschiedene Stiftungen

Hiermit ist in Sudtirol, wie in ganz ltalien, eine Rechts@tiung zu Ende gegangen, die
durch viele Jahrhunderte zur rechtlich wichtigsten VermogensforrKidghe gehort hat*°

Zum Ausgleich und zur Hilfe in Hartefallen, die auch aufgrund dese8ys von 1984 auftre-
ten kdénnen, wurde 1989 der ,Solidaritatsfonds fir Priester der DiozezenHBrixen” als

selbstandiger kirchlicher Fonds errichtet. Aufgabe des Fonds,igslea Priestern einen Soli-
daritatsbeitrag und in einzelnen Harteféllen eine finanziellendtittzung zu gewahren. Die
Mittel erhalt der Fonds aus Beitragen der Diozese und sonstigfgutionen, aus Spenden
und Sammlungen sowie aus freiwilligen Solidaritatsbeitragen destér selbst, insbesondere

in Form von testamentarischen Verfigungén.

H4yvgl. Michaler, 403.

15 Michaeler, Vortrag.

1 Michaeler, 367.

17 schmitz, Besoldung, 90.
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7. Schlussbemerkungen

Die vorliegende Arbeit hat versucht, einen Einblick in die sehr koragRechtsproblematik
der Pfarrpfriinde zu geben. Das Anliegen lag vor allem darin, beser eine Sensibilitat und

ein Interesse fur dieses Thema zu wecken.

Der Rechtsvergleich zwischen Osterreich, Deutschland und Italiegeheaigt, dass es ledig-
lich in Italien eine fUr den Bereich der Italienischen Bischofté@mz einheitliche Regelung
gibt. Weder die Osterreichische noch die Deutsche Bischofskonfeaden sich bis jetzt zu
einer einheitlichen Losung durchringen kbnnen. Was auf den ersten BlieknaDefizit er-
scheinen mag, entpuppt sich bei genauerer Betrachtung als sinnvoiitefschiedlich ist in
den einzelnen osterreichischen wie deutschen Didzesen die EntwiddsnBenefizialwe-
sens, als das eine einheitliche Regelung angemessen ware.parikhlarrechtliche Lésun-
gen in den jeweiligen Di6zesen kann auf lokale Besonderheitgaggangen werden. Negativ
anzumerken ist jedoch grundsatzlich, dass weder in den 6sterreichisatie in den deut-

schen Ditzesen eine Regelung des Bischéflichen Mensalvermégens getroffem istorde

In Hinblick auf das Vorhaben der Di6zese Innsbruck, eine Regelungfaepfrinde in ih-
rem Bereich zu entwickeln, ist festzuhalten: Die vorliegendefitgngen haben gezeigt,
dass es sinnvoll ist, eine solche Regelung unter Bericksichtigurngstiaischen Entwick-
lung des Pfrindenwesens in der jeweiligen Di6zese sowie deshtatisdorhandenen Um-
fangs an Pfrinden unter den Blickpunkten der Notwendigkeit und der ¢k&li zu gestal-
ten. Gleichzeitig sollten die Zielsetzungen des Zweiten Vatikhars Konzils, die zur Forde-
rung einer Abschaffung des Benefizialsystems geflhrt habeminnefung behalten werden.
Dies ist zum einen der Gedanke der Solidaritat, dem das Sgstejfetten” und ,mageren”
Pfrinde widersprach. Zum anderen geht es um eine umfassendéafiiitdee und soziale
Absicherung der Kleriker, wozu ein zielgerichtetes Erfassanvdenandenen Pfriindenver-
maogens und der daraus resultierenden Einkiinfte sowie deren effekiivaltiiag notwendig
sind. Fur das Finden einer solchen, fur alle Beteiligten zufriediemgten Losung, bedarf es
zuletzt eine offenen und kreativen Diskussion, weil es — wie benglsfach angedeutet -

.das Patentrezept” im Bereich der Regelung des Pfrindenwesens nicht gibt.

51



LITERATURVERZEICHNIS

ALTHAUS, R., Kommentar der cc. 1272, 1274-1275 CIC, in: MK (Stand: 29. Erg M.
1998)

BECKER, H.-J., Pfrinde, in: HRG, Bd. Ill, 1743-1745
ERLER, A., Stolgebihren, in: HRG, Bd. IV, 2005-2006

FAHRBERGER, G., Das Zweite Vatikanische Konzil und die Revisiankitehlichen Ver-
maogensrechts, in: Vermégensverwaltung in der Kirche. Administrator lmnddeconomus
tamquam paterfamilias (FS RITTER), hrsg. von H. PAARHAMMER, urh@irol), 21988,

137-161

FEINE, H. E., Kirchliche Rechtsgeschichte: die katholische Kirche, K64
GANSHOF, F. L., Beneficium, weltlich, in: HRG, Bd. I, 366-370

GUTHOF, E., Der Begriff des Benefiziums gemaR c. 1409 CIC/191Rdaht in Kirche und
Staat (FS LISTL), hrsg. von W. REES, Berlin 2004, 67-78

GUTHOFF, E., Interkalarfriichte, in: Lexikon des Kirchenrechts, hsr§. HAERING u. H.
SCHMITZ, Freiburg u.a., 2004, 421-422.

HAERING, S., Rezeption weltlichen Rechts im kanonischen Recht. Stadidtanonischen
Rezeption, Anerkennung und Berucksichtigung des weltlichen Rechiiscinfichen Rechts-
bereich aufgrund des Codex luris Canonici von 1983, St. Ottilien 1998.

HAGEL, W., St. Polten, in: Geschichte des kirchlichen Lebens in dersdtegrachigen
Landern seit dem Ende des 18. Jahrhunderts, Bd. VI, Die Kirchenfmamzg. E. GATZ,
Freiburg 2000

HEIMERL, H./PREE, H., unter Mitwirkung von B. PRIMETSHOFER, Handbuck der-
mogensrechts der katholischen Kirche unter besonderer Bertcksichtiguiechtsverhalt-
nisse in Bayern und Osterreich, Regensburg 1993

HIRNSPERGER, H., Zur partikularrechtlichen Relevanz der neuelyeSetzgebung, in:
Vermogensverwaltung in der Kirche. Administrator bonorum. Oeconomugutam paterfa-
milias (FS RITTER), hrsg. von H. PAARHAMMER, Thaur (Tird1),988, 255-273

JONE, H., Gesetzbuch der lateinischen Kirche. Erklarung der Kanb2eAufl., Paderborn
Bd. Il 1952

KAISER, U., Gesetz der bayrischen (Erz-) Bischofe zur NeuordadesgPfriindewesens in
Bayern, in: lustitia in caritate (FS ROSSLER), hrsg. von R. PWZM. WEISS, Frank-
furt/Main, 1997, 609-642

KALB, H., Beneficium, in: RGG, Bd. 1, 1299

KALDE, F. Kirchlicher Finanzausgleich. Kanonistische Aspekteemem neu entdeckten
Mittel kirchlicher Finanzverteilung, Wirzburg 1993

KATZINGER, G., Kirchliches Baurecht. Das kirchliche Bauwesen Spannungsfeld von
kirchlichen und staatlichen Rechtsnormen unter besonderer BerucksichtiguBgudion
der Erzdiozese Salzburg, Frankfurt am Main 2004.

LANDAU, P., Beneficium, in: TRE, Bd. V, 577-583
LANDAU, P., Beneficium, in: Lexikon des Mittelalters, Bd. I, 1904-1906
LEISCHING, P., Patronat, in: HRG, Bd. lll, 1558-1564

52



LINDER, T., Pfrinde, in: RGG, Bd. 6, 1250

MAYER, A., Triebkrafte und Grundlinien der Entstehung des MessstipesdiS8in Ottilien
1976.

MICHAELER, J., Anderung von Rechtsstrukturen in der Didzese BozensBrixer Vertrag
zwischen dem HI. Stuhl und der Republik Italien vom 15.11. 1984 und seine Durchfuhrung
in: Kirchliches Finanzwesen in Osterreich. Geld und Gut im DiedsteSeelsorge, Thaur
(Tirol) 1989, 359-408

MORSDORF, K., Lehrbuch des Kirchenrechts auf Grund des Codex luris Canonici, 12. Auf
Minchen, Bd. Il 1967

NELLES, M., Pfriinde: Lexikon des Kirchenrechts, hsrg. v. S. HAERING. SCHMITZ,
Freiburg u.a., 2004, 768-769

PAARHAMMER, H., Aktuelle Fragen der kirchlichen Vermdgensveruradt im pfarrlichen
Bereich unter besonderer Bertcksichtigung der Verhaltnisselabugg, in: Vermdgensver-
waltung in der Kirche. Administrator bonorum. Oeconomus tamquam patesa S RIT-

TER), hrsg. von H. PAARHAMMER, Thaur (Tirol§1988, 283-318

PAARHAMMER, H., Stolgebihren, Lexikon des Kirchenrechts, hsrg. v. S. HNBRU. H.
SCHMITZ, Freiburg u.a., 2004, 921-923

PLATEN, P., Die Sustentation der Kleriker. Der Neusansatz ivdesorgung der Kleriker
mit Blick auf ausgewahlte Problemstellungen, Essen 2000 (= BzMK 24)

PLOCHL, W. M., Geschichte des Kirchenrechts, Wien — Miinchen BH60, Bd. 11 21962

POSCHL, A., Die Entstehung der geistlichen Benefizien, in: AKRt 106 (1926), 3-121
363-471

PREE, H., Fassion, in: Lexikon des Kirchenrechts, hsrg. v. S. HAERING SCHMITZ,
Freiburg u.a., 2004, 285-286

PREE, H., Grundfragen kirchlichen Vermdgensrechts, in: HbdKathKR, 1043-1044
RAHNER, K./VORGRIMLER H., Kleines Konzilskompendium, Freibdfg002

REINHARDT, H. J. F., Kommentar zu c. 281 CIC, in: MK (Stand: 26. Efg.-November
1996).

RITTER, S., Die kirchliche Vermdgensverwaltung. Von Patronat untg@ zum Kirchen-
beitrag, Salzburg 1954

SCHIEFFER, R., Benefizium, kirchliches, in: Lexikon des Kirchensedhsrg. v. S. HAE-
RING u. H. SCHMITZ, Freiburg u.a., 2004, 99-100

SCHMITZ, H., Besoldung und Versorgung des Ditzesanklerus vom ausgehendari8. J
hundert bis zur Rechtslage aufgrund des Codex luris Canonici von 1983, EgelshatB95
(= Deutsche Hochschulschriften Bd. 1067)

SCHMITZ, H., Die Bestimmungen des c. 1272 CIC zum Benefizialwese AKathKR 155
(1986), 443-460

SCHMITZ, H., Die Sustentation der Kleriker, in: Vermdgensvemnwajtin der Kirche. Ad-
ministrator bonorum. Oeconomus tamquam paterfamilias (FS RITTERYy. mon H.
PAARHAMMER, Thaur (Tirol),?1988, 177-191

SCHWENDENWEIN, H., Die Durchfilhrung des neuen CIC durch die s$tkische Bi-
schofskonferenz, in: OAKR 35 (1985), 178-198

53



STUTZ, U., Geschichte des kirchlichen Benefizialwesens von seinémnden bis auf die
Zeit Alexanders IlI., Darmstad1972

WENNER, J., Kirchliches Vermogensrecht. Mit besonderer Berucksichtidemngerwaltung
des katholischen Kirchenvermogens in PreufRen und in der Ostmark, Pad&edorn

54



	1. Geschichtliche Entwicklung des Benefizialwesens
	2. Zentrale Begriffe im Zusammenhang mit dem Benefizialrecht
	3. Regelung des Benefizialrechts im CIC 1917
	3. 1 Einleitende Bemerkungen
	3. 2 Begriff (c. 1409)
	3. 3 Ausstattung des Benefiziums (c. 1410)
	3. 4  Arten von Benefizien (c. 1411)
	3. 5 Zuständigkeit und Voraussetzungen zur Errichtung von Benefizien (cc. 1414 - 1418)
	3. 6 Veränderungen und Verleihung von Benefizien (cc. 1419 -1438; 1443 - 1445)
	3. 7 Patronatsrecht (cc. 1448-1471)
	3. 8 Rechte und Pflichten des Benefiziaten (cc. 1472 - 1475)
	3. 9 Die Verwaltung des Benefiziums (cc. 1470-1479)
	3. 10 Stellenwechsel und Erledigungszeit/Sonstiges ( cc. 1480-1488)

	4. Wegweisungen des II. Vatikanischen Konzils
	4. 1 Änderungen im kirchlichen Vermögensrecht
	4. 2 Änderungen bei der Besoldung der Priester

	5. Abschaffung des Benefizialsystems im CIC/1983 
	5. 1 Zentrale Bestimmungen 
	5. 2 Anordnungen des c. 1272 CIC/1983
	5. 2. 1 Aufhebung des Benefizialrechts des CIC/1917
	5. 2. 2 Ermächtigung und Verpflichtung der Bischofskonferenz
	5. 2. 3 Zielpunkte für die inhaltliche Gestaltung der Normen der Bischofskonferenz

	Die Bischofskonferenz hat zu prüfen, ob sich das Höchstziel erreichen lässt oder ob dem aufgrund der örtlichen Gegebenheiten gewichtige Gründe entgegenstehen. Der Bischofskonferenz ist zur Neuordnung des Benefizialwesens keine Frist gesetzt, so dass sie nicht unter Zeitdruck steht. Denn das mit c. 1272 CIC/1983 gesetzte Ziel muss nicht unverzüglich, sondern soll nach und nach angegangen werden.  
	5. 2. 4 Begriff —beneficia proprie dicta"
	5. 3 Anordnungen des c. 281 CIC/1983 
	5. 4 Anordnungen des c. 1274 CIC/1983


	6. Partikularrechtliche Lösungen
	6. 1 Regelung der österreichischen Bischofskonferenz
	6. 1. 1 Erzdiözese Salzburg 
	6. 1. 2 Erzdiözese Wien
	6. 1. 3 Diözese St. Pölten


	Auch die Diözese St. Pölten regelt in ihrer Besoldungsordnung für die Priester aus dem Jahre 1988 das Lokaleinkommen (St. Pöltener Diözesanblatt, Nr. 14, 15. Dezember 1988) ebenso wie die Erzdiözesen Salzburg und Wien als einen in das Grundgehalt der Priesters einzurechnenden Betrag. 
	6. 1. 4 Diözese Graz-Seckau
	6. 1. 5 Diözese Eisenstadt
	6. 1. 6 Diözese Gurk
	6. 1. 7 Diözese Linz
	6. 1. 8 Diözese Feldkirch
	6. 1. 9 Diözese Innsbruck

	Die Diözese Innsbruck berücksichtigt in ihrer nicht im Verordnungsblatt veröffentlichten Besoldungsordnung kein Orts- oder Lokaleinkommen. Geregelt ist lediglich im Innsbrucker Diözesanblatt, Jg. 78, Nr. 5, September/Oktober 2003 ein monatlicher Wohnungszuschuss ab 01.01.2004 in der Höhe von   E 100,- für Diözesanpriester, die in einer Wohnung im Eigenbesitz leben und denen keine Wohnungsmöglichkeit seitens einer Pfarre oder der Diözese zur Verfügung steht. Darüber hinaus wurde 1997 im Zusammenhang mit der neuen Besoldungsordnung die Errichtung eines —Solidaritätsfonds für Priester und Pfarrhaushälterinnen" beschlossen. Gespeist wird dieser Subventionsfonds durch Gehaltsverzichte von Priestern, Legate (Testamente), Erträgnisse von Pfarrpfründen und Beiträgen der Finanzkammer. Gewartet wird der Fonds durch die Bischöfliche Finanzkammer (Diözesanblatt Innsbruck, Jg. 79, Nr. 3, Mai/Juni 2004). 
	6. 1. 10 Pensionsfonds in den österreichischen Diözesen

	6.2  Regelung durch die Deutsche Bischofskonferenz
	6.2.1 Gesetz der bayrischen (Erz-)Bischöfe zur Neuordnung des Pfründewesens

	In seiner zusammenfassenden Bewertung des KiPfrWG kommt Kaiser zu folgendem Schluss: —Mit dem KiPfrWG haben die bayrischen (Erz-)Bischöfe eine vernünftige und effiziente Neuregelung des Pfründewesens in Bayern geschaffen. Sie haben mit diesem Gesetz die Weisung des c. 1272 innerhalb des Rahmens, der aufgrund der besonderen staatskirchenrechtlichen Lage im Freistaat Bayern vorgegeben war, in sachgerechter Weise umgesetzt. Dies beweist auch die Billigung dieses Gesetzes durch die Kongregation für den Klerus vom 8. Januar 1986." Kritisch fügt er ergänzend dazu an: —Der Titel des Gesetzeswerkes verspricht aber mehr, als er letztlich halten kann. Es darf nämlich nicht übersehen werden, daß sich das KiPfrWG nur auf die Benefizien auf der Ebene der Ortskirche bezieht [...]. C. 1272 schränkt aber seine Weisung nicht auf Benefizien ein, er spricht vielmehr ganz allgemein von `beneficia proprie dicta´. Dieser Begriff umfasst alle Benefizien, sowohl auf der Ebene der Ortskirche als auch auf der Ebene der Diözese (wie z.B. die Benefizien des Bischofsamtes (—mensa episcopalis") oder die an der Domkirche bzw. an den Stiftskirchen bestehenden Benefizien). Daher sind die bayrischen (Erz-)Bischöfe dazu angehalten, auch das Pfründewesen auf diözesaner Ebene neu zu ordnen."
	6.2.2  Regelung in  der Erzdiözese München und Freising

	6.3   Regelung der Italienischen Bischofskonferenz
	6. 3. 1 Zusammenfassung des Vertrages vom 15.11.1984:
	6. 3. 2  Neuordnung der Priesterbesoldung
	6. 3. 3 Bewertungen der Neuregelung
	6. 3. 4 Regelung in der Diözese Bozen-Brixen:

	7. Schlussbemerkungen
	LITERATURVERZEICHNIS

